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BEGRUNDUNG

1. HINTERGRUND DESVORSCHLAGS
1.1 Griundeund Ziele des Vorschlags

Der vorliegende Richtlinienvorschlag méchte einen angemessenen Rechtsrahmen fur die
Wahrnehmung von Rechten schaffen, die von den Verwertungsgesellschaften im Namen der
Rechteinhaber kollektiv verwaltet werden, und enthdlt zu diesem Zweck Vorschriften zur
Verbesserung der Fuhrung und Beaufsichtigung sowie der Transparenz  von
Verwertungsgesellschaften. Dartiber hinaus hat der Vorschlag die Forderung und
Erleichterung der landerliibergreifenden Lizenzierung von Urheberrechten an Musikwerken
durch Verwertungsgesellschaften, die die Schopfer des Werks vertreten, zum Ziel.

Fir jeden Dienst, der in der Verwertung eines urheberrechtlich geschiitzten Werkes, z. B.
eines Gesangs- oder Tonstlicks oder eines sonstigen geschitzten Gegenstands — etwa eines
Tontragers oder einer Auffihrung — besteht, bedarf es der Erlaubnis durch den Inhaber des
betreffenden Urheber- oder verwandten Schutzrechts. Derartige Dienste kdnnen offline, z. B.
durch Prasentation eines Spielfilms im Kino oder Musikdarbietungen in einem Konzertsaal,
erbracht werden, werden aber zunehmend auch online angeboten. Die Nutzungserlaubnis
muss von allen beteiligten Rechteinhabern (Schopfer des Werks, ausiibende Kunstler,
Produzent usw.) erteilt werden. In einigen Sparten (z. B. in der Filmindustrie) wird das
Nutzungsrecht zumeist direkt vom jeweiligen Rechteinhaber (z. B. dem Filmproduzenten)
erteilt, wahrend in anderen Bereichen — speziell bei Urheberrechten an musikalischen Werken
— die kollektive Rechtewahrnehmung eine sehr grof3e Rolle spielt. Bel bestimmten Formen
der Verwertung, etwa beim Abspielen von Tontragern Uber Rundfunk und Fernsehen oder im
Offentlichen Raum, woftr den ausiibenden Kinstlern und den Tontrégerherstellern Tantiemen
zustehen, wird ebenfalls gern auf die kollektive Rechtewahrnehmung zurtickgegriffen.

Rechteinhaber vertrauen ihre Rechte Verwertungsgesell schaften an, die diese in ihrem Namen
wahrnehmen. Die Verwertungsgesellschaften bieten Rechteinhabern und Nutzern
verschiedene Dienstleistungen an: sie vergeben Lizenzen, verwalten die Lizenzeinnahmen,
zahlen die erhaltenen Vergitungen an die Rechteinhaber aus und helfen ihnen bel der
Durchsetzung ihrer Rechte. Verwertungsgesel|schaften spielen gerade dort eine sehr wichtige
Rolle, wo Verhandlungen mit den einzelnen Schopfern eines Werks zu umstandlich wéren
und unverh@ltnismallig hohe Transaktionskosten mit sich bringen wirden. Aul3erdem tragen
sie dadurch, dass mit ihrer Hilfe auch kleinste und weniger populéare Werke auf den Markt
gelangen, maldgeblich zum Schutz und zur Forderung der Viefat kultureller
Ausdrucksformen bei.

Auf zwei Gebieten besteht nach allgemeinem Dafrhalten Handlungsbedarf.

Erstens muss die kollektive Rechtewahrnehmung in allen Bereichen in Bezug auf Effizienz,
Korrektheit, Transparenz und Rechenschaftspflicht gegenuber Mitgliedern und Nutzern
angepasst werden. Die Uberaus langsame Anpassung an die Erfordernisse der modernen Zeit
hat sich nachteilig auf das vorhandene Angebot fir Verbraucher und Diensteanbieter
ausgewirkt. Dies gilt insbesondere fur innovative Dienstleistungen mit Blick auf das Internet.
Um die adaquate Bereitstellung von Dienstleistungen sicherzustellen, die die Verwertung von
urheberrechtlich oder durch verwandte Schutzrechte geschitzten Werken oder sonstigen
Gegenstanden erforderlich machen, sollten Verwertungsgesellschaften im Interesse von
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Urhebern, Dienstleistern, Verbrauchern und der européischen Wirtschaft insgesamt veranlasst
werden, ihre Arbeitsweisen anpassen. Da die Gesellschaften Lizenzen im Namen in- und
auslandischer Rechteinhaber erteilen, hat ihre Funktionsweise weitreichende Folgen fir die
Verwertung dieser Rechte im gesamten Binnenmarkt. Bei einigen von ihnen wurden
Bedenken in Bezug auf ihre Transparenz, ihre Leitungs- und Aufsichtsstrukturen sowie ihren
Umgang mit den im Namen der Rechteinhaber eingezogenen Einnahmen laut. Diese
Bedenken betreffen insbesondere die Art und Weise, wie einige Gesellschaften ihre
Rechenschaftspflicht gegentiber ihren Mitgliedern wahrnehmen, und vor allem die Art und
Weise ihrer Finanzverwaltung. Einige Verwertungsgesellschaften missen sich der
Herausforderung einer Anpassung an die Realitéten und Bedurfnisse des Binnenmarktes erst
noch stellen.

Sodann hat die Entwicklung eines Binnenmarkts fur online abrufbare Kulturinhalte zu
Forderungen nach einer Anderung der Bedingungen fur die Einrdumung von Nutzungsrechten
an urheberrechtlich geschitzten Werken und insbesondere an Musikwerken gefiihrt, da
Online-Musikanbieter es schwer haben, flr ein aggregiertes Repertoire Nutzungsrechte fir
mehr als einen Mitgliedstaat zu erwerben. Zwar tragen verschiedene Faktoren, unter anderem
auch die kommerziellen Entscheidungen der Anbieter, zur territorialen Fragmentierung der
Online-Musikdienste bei, doch sollten die Schwierigkeiten beim Erwerb |anderibergreifender
Lizenzen nicht unterschétzt werden. Die Fragmentierung des EU-Marktes bel diesen Diensten
schrankt wiederum das Angebot an Online-Musikdiensten ein, so dass urheberrechtlich
geschitzte Musikwerke nicht so verbreitet werden und nicht so viel Einnahmen abwerfen, wie
dies méglich wére. Zudem erhalten Verbraucher so nicht den grotmoglichen Zugang zu der
vorhandenen breiten Palette an Musikrepertoires. Wahrend in anderen Bereichen die
kollektive Rechtewahrnehmung zu keinen Schwierigkeiten gefihrt hat, auf die in diesem
Zusammenhang ndher eingegangen werden musste, ist dies bei der kollektiven Wahrnehmung
von Urheberrechten an Musikwerken anders. Um das legale Online-Musikangebot in der EU
zu fordern, ist es daher wichtig, sich diesem Thema zu widmen.

Ziel des vorliegenden Richtlinie ist daher, @) die Standards im Bereich der Leitung,
Beaufsichtigung und Transparenz von Verwertungsgesellschaften zu verbessern, damit die
Rechteinhaber eine wirksamere Kontrolle tber sie austiben kdnnen, und die Effizienz der
Verwertungsgesel | schaften bel der Rechtewahrnehmung zu verbessern, sowie b) die Vergabe
von Mehrgebietslizenzen durch Verwertungsgesellschaften fur die Online-Nutzung von
Urheberrechten an Musikwerken zu erleichtern.

12. Allgemeiner Kontext

Der Vorschlag erfolgt vor dem Hintergrund der Digitalen Agenda fir Europa’ und der
Strategie Europa 2020 fiir intelligentes, nachhaltiges und integratives Wachstum?. In ihrer
Binnenmarktakte® sient die Kommission unter anderen bei den Rechten des geistigen
Eigentums Handlungsbedarf: Im Zeitalter des Internets mtisse es moglich sein, dass sich die
kollektive Rechteverwaltung hin zu stérker transnational gepragten, EU-weiten Modellen der
Lizenzvergabe entwickelt, die fur eine Vielzahl von Mitgliedstaaten gelten. In ihrer
Mitteilung , Ein Binnenmarkt fiir Rechte des geistigen Eigentums** kiindigte die Kommission
an, dass sie einen Rechtsrahmen fir die kollektive Wahrnehmung von Urheberrechten und

K OM (2010) 245.
K OM (2010) 2020.
K OM(2011) 206.
KOM(2011) 287.
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verwandten  Schutzrechten vorschlagen werde. Die Bedeutung enes solchen
L egislativvorschlags wurde auch in der , Européischen Verbraucheragenda*® hervorgehoben.

Gemal3 Artikel 167 AEUV hat die Union bel ihrer Tétigkeit den kulturellen Aspekten
Rechnung zu tragen, um so insbesondere die Vielfalt ihrer Kulturen zu wahren und zu
fordern.

Die Technologie, die sich rasch entwickelnden digitalen Geschaftsmodelle und die wachsende
Autonomie der Online-Verbraucher machen es erforderlich, dass fortlaufend gepruft wird, ob
die derzeitigen Urheberrechte die richtigen Anreize schaffen und Rechteinhaber, Rechtenutzer
und Verbraucher in die Lage versetzen, die Mdoglichkeiten moderner Technologien
auszuschopfen. Dieser Vorschlag sollte nicht isoliert, sondern als Teil eines Pakets von
Malinahmen gesehen werden, die die Kommission bereits vorgeschlagen hat oder
gegebenenfalls noch vorschlagen will, um die Lizenzierung von Rechten beziehungsweise
allgemein den Zugang zu digitalen Inhalten vor alem in einem landertibergreifenden Kontext
zu erleichtern. Neben dem Problem der Funktionsweise von Verwertungsgesellschaften proft
die Kommission auf3erdem, ob es noch weiterer Mal3nahmen bedarf, um die Lizenzvergabe
im Allgemeinen — sei es durch den einzelnen Rechteinhaber, durch digjenigen, denen die
Rechte Ubertragen wurden, oder durch die Verwertungsgesellschaften — zu erleichtern. Bei
diesen Uberlegungen spielt auch die Frage nach der Territorialitét von Rechten und die daraus
resultierenden Auswirkungen auf die Lizenzierung bestimmter Inhalte oder Dienste eine
Rolle.

Im Rahmen der digitalen Agenda fir Europa, der Kommissionsmitteilungen ,Ein
Binnenmarkt fur Rechte des geistigen Eigentums* und ,, Ein kohérenter Rahmen zur Starkung
des Vertrauens in den digitalen Binnenmarkt fiir elektronischen Handel und Online-Dienste*®
sowie der Folgemal3hahmen zum ,, Griinbuch Uber den Online-Vertrieb von audiovisuellen
Werken in der Européischen Union“” filhrt die Kommission ebenfalls ausfiihrliche rechtliche
und wirtschaftliche Analysen zum Anwendungsbereich und zur Funktionsweise von Urheber-
und verwandten Schutzrechten im Zusammenhang mit I nternettibertragungen im Binnenmarkt
durch und geht dabei auch der Frage nach, ob die das Urheberrecht betreffenden
gegenwartigen Ausnahmen und Beschrénkungen der Richtlinie 2001/29/EG  zur
Harmonisierung bestimmter Aspekte des Urheberrechts und der verwandten Schutzrechte in
der Informationsgesellschaft® Uberdacht oder auf EU-Ebene weiter harmonisiert werden
sollten.

1.3. Bestehende Rechtsvor schriften auf diesem Gebiet

Zwar wird in einigen der geltenden Richtlinien zum Urheberrecht® auf die
Rechtewahrnehmung durch Verwertungsgesellschaften Bezug genommen, doch ist die
eigentliche Funktionsweise der Verwertungsgesel |schaften darin kein Thema.

° KOM(2012) 225.

6 KOM(2011) 942.

Grunbuch tber den Online-Vertrieb von audiovisuellen Werken in der Européischen Union: Chancen

und Herausforderungen fir den digitalen Binnenmarkt. KOM (2011) 427.

8 ABI. L 167 vom 22.6.2001, S. 10.

° Richtlinie 2001/29/EG des Europédischen Parlaments und des Rates vom 22.Ma 2001 zur
Harmonisierung bestimmter Aspekte des Urheberrechts und der verwandten Schutzrechte in der
Informationsgesellschaft (ABI. L 167 vom 22.6.2001), Richtlinie 2006/115/EG des Européischen
Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2006 zum Vermietrecht und Verleihrecht sowie zu
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In der Empfehlung 2005/737/EG der Kommission fur die landeriibergreifende kollektive
Wahrnehmung von Urheberrechten und verwandten Schutzrechten, die fir legale Online-
Musikdienste benétigt werden'®, wurden die Mitgliedstaaten aufgefordert, bessere rechtliche
Rahmenbedingungen fir die Wahrnehmung von Urheberrechten oder verwandten
Schutzrechten im Hinblick auf die Erbringung legaler Online-Musikdienste zu schaffen und
die Anforderungen an die Verwertungsgesel |schaften in Bezug auf deren interne Organisation
und Transparenz zu erhohen. Da Empfehlungen keine Bindewirkung haben, war ihre
Umsetzung freiwillig und im Ergebnis unbefriedigend.

14. Kohé&renz mit anderen Politikbereichen

Dieser Vorschlag erganzt die Richtlinie 2006/123/EG vom 12. Dezember 2006 Uber
Dienstleistungen im Binnenmarkt™, mit der ein Rechtsrahmen geschaffen werden soll, der die
Niederlassungsfreiheit und den freien Dienstleistungsverkehr zwischen den Mitgliedstaaten
garantiert. Verwertungsgesellschaften unterliegen in ihrer Eigenschaft als Erbringer von
Dienstleistungen im Zusammenhang mit der kollektiven Rechtewahrnehmung der Richtlinie
2006/123/EG.

Der Vorschlag ist wichtig for den Schutz von Urheber- und verwandten Schutzrechten.
Wichtige internationale Instrumente, die in diesem Zusammenhang eine Rolle spielen, sind
die Berner Ubereinkunft zum Schutz von Werken der Literatur und Kunst, das Internationale
Abkommen von Rom Uber den Schutz der ausiibenden Kunstler, der Hersteller von
Tontragern und der Sendeunternehmen, das Ubereinkommen der Welthandel sorganisation
Uber handelsbezogene Aspekte der Rechte am geistigen Eigentum sowie der
Urheberrechtsvertrag und der Vertrag Gber Darbietungen und Tontrager der Weltorganisation
fir geistiges Eigentum. Auch in dem Ubereinkommen der Organisation der Vereinten
Nationen fur Erziehung, Wissenschaft und Kultur zum Schutz der Vielfalt kultureller Inhalte
und kinstlerischer Ausdrucksformen, mit der die Verpflichtung der Européischen Union auf
die internationale Ebene Ubertragen wird, wird auf die Bedeutung des geistigen Eigentums
hingewiesen.

bestimmten dem Urheberrecht verwandten Schutzrechten im Bereich des geistigen Eigentums (ABI.
L 376 vom 27.12.2006), Richtlinie 2001/84/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom
27. September 2001 Uber das Folgerecht des Urhebers des Originals eines Kunstwerks (ABI. L 272 vom
13.10.2001), Richtlinie 93/83/EWG des Rates vom 27. September 1993 zur Koordinierung bestimmter
urheber- und leistungsschutzrechtlicher  Vorschriften  betreffend  Satellitenrundfunk  und
Kabelweiterverbreitung (ABI. L 248 vom 6.10.1993), Richtlinie 2009/24/EG des Européischen
Parlaments und des Rates vom 23. April 2009 Uber den Rechtsschutz von Computerprogrammen
(kodifizierte Fassung) (ABI. L 111 vom 5.5.2009), Richtlinie 96/9/EG des Européischen Parlaments
und des Rates vom 11. Mé&rz 1996 Uber den rechtlichen Schutz von Datenbanken (ABI. L 77 vom
27.3.1996), Richtlinie 2006/116/EG des Européischen Parlaments und des Rates vom 12. Dezember
2006 Uber die Schutzdauer des Urheberrechts und bestimmter verwandter Schutzrechte (kodifizierte
Fassung) (ABI. L 372 vom 27.12.2006), Richtlinie 2011/77/EU des Européischen Parlaments und des
Rates vom 27. September 2011 zur Anderung der Richtlinie 2006/116/EG (iber die Schutzdauer des
Urheberrechts und bestimmter verwandter Schutzrechte (ABI. L 265 vom 11.10.2011).

10 ABI. L 276 vom 21.10.2005.

n ABI. L 376 vom 27.12.2006.
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2. ERGEBNISSE DER BEFRAGUNG DER INTERESSENGRUPPEN UND
FOLGENABSCHATZUNG

2.1 Offentliche K onsultation

Der Vorschlag basiert auf ausfihrlichen Gesprachen und Konsultationen mit den
verschiedenen I nteressengruppen (Urheber, Verleger, ausiibende  Kunstler,
Verwertungsgesel | schaften, gewerbliche Nutzer, Verbraucher und staatliche Stellen).

Er berlcksichtigt auch die Meinungsdul3erungen, die im Rahmen der offentlichen
Konsultation zu kreativen Online-Inhalten'® eingingen, mit der weitere Uberlegungen und
Debatten Uber mogliche européische Antworten auf die digitale , Entmaterialisierung” der
Inhalte angestolRen werden sollten, zum Beispiel zu dem Thema, wie sich die Abklérung von
Rechten bel gleichzeitiger fairer und angemessener Vergitung der Rechteinhaber
vereinfachen und beschleunigen lasst. Bel der Konsultation wurde speziell auf die
Funktionsweise und die Transparenz von Verwertungsgesellschaften und die Frage der
landerUbergreifenden Rechtewahrnehmung bei Online-Musikdiensten eingegangen. Nach
Ansicht mehrerer Befragter wirde die Bindelung verschiedener Musikrepertoires die
Abkldarung von Rechten und deren Lizenzierung vereinfachen. Verschiedene
Urheberverbande, Verleger und gewerbliche Nutzer sprachen sich dafir aus, die
Uberlegungen zur internen Organisation und zur Transparenz von Verwertungsgesel | schaften
weiter zu vertiefen. Die Verbraucherverbénde befirworteten generell eine feste Regelung
(z. B. in Form eines verbindlichen legidativen Instruments).

2010 konsultierte die Kommission Verwertungsgesellschaften und Online-Musikanbieter. Sie
organisierte zudem eine offentliche Anhorung™ zur Funktionsweise der kollektiven
Rechtewahrnehmung in der EU, an der nahezu 300 Interessenvertreter teilnahmen. Dabei
bestétigten sich die vermuteten Méangel im Bereich der kollektiven Rechtewahrnehmung
sowie der vermutete Bedarf an besseren Organisations- und Transparenzstandards fir
Verwertungsgesellschaften und an einer Regelung zur Erleichterung der Lizenzvergabe fir
die Online-Nutzung von Musikwerken.

2.2 Einholung und Nutzung von Exper tenwissen
Externes Expertenwissen wurde nicht in Anspruch genommen.
2.3 Folgenabschatzung

Gegenstand der Folgenabschétzung waren die Optionen zu 2zwei verschiedenen
Themenkomplexen: a) die Unzulanglichkeit der Organisations- und Transparenzstandards
bestimmter Verwertungsgesellschaften, die haufig zu Mangeln in der Finanzverwaltung
fihren, und b) die fehlende Bereitschaft einiger Verwertungsgesellschaften,
landerlbergreifende Online-Lizenzen zu vergeben wegen der speziellen Anforderungen, die
diese Tétigkeit an sie stellt, und des Gefiihls der Rechtsunsicherheit, was die Bindelung von
Musikrepertoires erschwert.

Die Optionen in Bezug auf das Vorgehen mit Blick auf die interne Organisation und die
Transparenz der Verwertungsgesel | schaften sehen wie folgt aus:

12 Vom 22.10.2009 bis 5.1.2010.
1B Am 23.4.2010.
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Eine Beibehaltung des Satus quo (Al) im Vertrauen auf die freien Krafte des
Marktes oder den Druck aus den eigenen Reihen (oder eine Selbstregulierung) wirde
die léandertbergreifenden Probleme nicht 16sen (z. B. das Problem der Kontrolle der
Lizenzeinnahmen).

Durch eine verbesserte Durchsetzung (A2) geltenden EU-Rechts und eine
kohdrentere Anwendung der Grundsétze des EU-Rechts auf nationaler Ebene lief3e
sich keine Harmonisierung der Funktionsweise von Verwertungsgesellschaften
erreichen. Probleme, auf die die bestehenden Rechtsgrundsétze nicht anwendbar
sind, blieben so ungel 6st.

Die Kodifizierung bestehender Rechtsgrundséitze (A3) wirde bedeuten, dass die
Grundsétze, die der Gerichtshof in seiner Rechtsprechung und die Kommission in
ihren Kartellbeschllissen und in ihrer Empfehlung 2005/737/EG entwickelt hat, in ein
Gesetz UberfUhrt wurden. Damit blieben aber Probleme neueren Datums im
Zusammenhang mit der Transparenz der Finanzen und der Kontrolle der
Gesellschaften durch die Rechteinhaber unberticksichtigt.

Die Grundsitze in Bezug auf die Leitung, Uberwachung und Transparenz von
Verwertungsgesellschaften wirden in einem ausfuhrlicheren Regelwerk (A4)
kodifiziert, das mehr Mdglichkeiten zur Kontrolle von Verwertungsgesellschaften
bietet.

Zur Beseitigung der Schwierigkeiten bel der kollektiven Wahrnehmung von Urheberrechten
an Musikwerken zur Verwertung fur Online-Zwecke wurden folgende Optionen in Erwagung
gezogen:

Im Fale der Aufrechterhaltung des Satus quo (B1l) wirde der Binnenmarkt
Stickwerk bleiben, da die Rechtelizenzierung fur die Bereitstellung von Online-
Diensten weiterhin kompliziert und schwerféllig bliebe.

Eine Européische Lizenzbescheinigung (B2) wirde die freiwillige Verbindung von
Musikrepertoires fir die EU-weite Online-Nutzung sowie die Vergabe von
Mehrgebietsizenzen mittels entsprechender Strukturen fordern. Fur samtliche
Gesellschaften, die Kollektivlizenzen vergeben, wirden EU-weit dieselben Regeln
gelten, und wegen des grolieren Wettbewerbs wéren die Verwertungsgesellschaften
gezwungen, effizientere Lizenzierungsmethoden zu entwickeln.

Bei der parallelen direkten Lizenzvergabe (B3) hétten die Rechteinhaber die
Moglichkeit, direkt mit den Nutzern Lizenzvereinbarungen zu schlief3en, ohne
gleichzeitig den Verwertungsgesell schaften die ihnen Ubertragenen Rechte entziehen
zu mussen. Dies wirde zwar den Wettbewerb zwischen Verwertungsgesellschaften
fordern, aber weder gemeinsame Mindestvorschriften fir die Lizenzgeber
hervorbringen noch notwendigerweise eine Biindelung der Repertoires bewirken.

Bei der erweiterten kollektiven Lizenzvergabe in Verbindung mit dem
Ursprungslandprinzip (B4 wurde vorausgesetzt, dass dle
Verwertungsgesellschaften befugt sind, , Blankolizenzen* zur Online-Verwertung
des gesamten Repertoires zu ertellen. Diese Option wirde weder die
Verwertungsgesell schaften dazu veranlassen, effizienter zu arbeiten, noch wirde sie
die landeriibergreifende Rechtelizenzierung vereinfachen (wegen der Opt-out-
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Maoglichkeiten, die in vielen Féllen zu einer Zerstiickelung des Repertoires fuhren
warden).

- Die Verwertungsgesdllschaften konnten die Bindelung ihres Repertoires zum
Zwecke der landerUbergreifenden Lizenzerteilung Uber ein zentrales Portal (B5)
durch eine einzige Rechtshandlung vornehmen. Diese Option wirft jedoch erhebliche
wettbewerbsrechtliche Bedenken auf.

Nach sorgféltiger Abwagung der Vor- und Nachteile der oben genannten Varianten fiel die
Wahl auf die Optionen A4 und B2.

3. RECHTLICHE ASPEKTE
3.1. Rechtsgrundlage

Der Vorschlag soll den freien Dienstleistungsverkehr erleichtern. Rechtsgrundlage bilden
daher die Artikel 50 Absatz 2 Buchstabe g, Artikel 53 und Artikel 62 AEUV. Die Einfuhrung
von Governance- und Transparenzstandards in Verwertungsgesellschaften wirde den
Interessen von Mitgliedern und Nutzern dienen, und zugleich wirde der freie
grenzubergreifende Dienstleistungsverkehr im Bereich der kollektiven Rechtewahrnehmung
erleichtert und gefordert, da die Gesdllschaften in der Regel auch die Rechte von
Rechteinhabern aus anderen Mitgliedstaaten wahrnehmen (u.a Uber sogenannte
Vertretungsvertrage, die Ublicherweise mit  Verwertungsgesellschaften  anderer
Mitgliedstaaten abgeschlossen werden) und die Einnahmen daraus verwalten. Eine Losung
des Problems der divergierenden Vorschriften im Bereich der  kollektiven
Rechtswahrnehmung in der EU wirde zudem den freien Verkehr von Dienstleistungen
erleichtern, die in der Verwertung von urheberrechtlich oder auf ahnliche Weise geschiitzten
Inhalten bestehen. Die Verbreitung und Nutzung von Online-M usikangeboten wirde sehr viel
einffacher werden, wenn Malinahmen getroffen wirden, die die Vergabe von
Mehrgebietslizenzen an Online-Musikanbieter erleichtern.

3.2. Subsidiaritat und Verhaltnismafigkeit

Das Subsidiaritatsprinzip (Artikel 5 Absatz 3 EUV) verlangt ein Tatigwerden der EU, da
sich die rechtlichen Rahmenbedingungen auf nationaler und auf EU-Ebene al's unzureichend
erwiesen haben, um die bestehenden Probleme anzugehen. Die Union hat bereits
Rechtsvorschriften erlassen, mit denen die wichtigsten, von den Verwertungsgesellschaften
wahrgenommenen Rechte der Rechteinhaber harmonisiert wurden'. Die Wahrnehmung
dieser Rechte im Binnenmarkt sollte ohne Rlcksicht auf Landesgrenzen auf vergleichbare,
effektive und transparente Weise erfolgen. Wegen der landertbergreifenden Dimension der
Probleme kénnen die Ziele der in Betracht gezogenen Mal3nahme von den Mitgliedstaaten
nicht in ausreichendem Mal3e verwirklicht werden, sondern lassen sich besser auf
Unionsebene erreichen:

- Ein Grofdteil der von den Verwertungsgesellschaften eingezogenen Vergitungen
stammt aus dem Auslandsrepertoire. Das Problem des fehlenden Einblicks von
Mitgliedern in die Téatigkeiten ihrer Verwertungsgesellschaft stellt sich in
verscharfter Form fir auslandische Rechteinhaber. Da diese nicht Mitglieder der

14 Siehe FulRnote 5 oben.
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auslandischen Verwertungsgesel | schaften sind, kennen sie die
Entscheidungsprozesse dieser im Auftrag ihrer eigenen Gesellschaft handelnden
Gesellschaften nicht und haben auch keinen Einfluss darauf. Der Schutz der
Interessen der EU-Rechteinhaber erfordert, dass der Zufluss von Tantiemen im
Allgemeinen und insbesondere aus dem Ausland transparent sein muss und
diesbeziiglich eine Rechenschaftspflicht besteht. Es ist unwahrscheinlich, dass die
Mitgliedstaaten in Zukunft fUr die Transparenz sorgen werden, die noétig ist, damit
die Rechteinhaber ihre Rechte landertbergreifend ausiiben konnen. Ein Tétigwerden
der EU ist der einzige Weg, um dies sicherzustellen und um vor alem daftr zu
sorgen, dass die Einziehung und Verteilung der Tantiemen Uberall in der Union in
kohérenter Weise erfolgt.

- Die Vergabe von Mehrgebietslizenzen fir die Online-Nutzung von Musikwerken hat
per se landertbergreifenden Charakter. Vorschriften, die das reibungslose
Funktionieren von Mehrgebietslizenzen gewéhrleisten, lassen sich infolgedessen
besser auf EU-Ebene festlegen, da die Mitgliedstaaten nicht in der Lage wéren,
Vorschriften zur Regelung der landerlbergreifenden  Tétigkeiten  von
V erwertungsgesel | schaften zu erlassen.

Der Vorschlag entspricht dem Grundsatz der VerhdaltnismaRigkeit (Artikel 5 Absatz 4
EUV) und geht nicht Uber das zur Erreichung der angestrebten Ziele erforderliche Mali3
hinaus. Mit den vorgeschlagenen Regelungen zur Leitung, Beaufsichtigung und Transparenz
von Verwertungsgesellschaften wird zu einem grof3en Teil das Fallrecht des Gerichtshofs im
Zusammenhang mit kartellrechtlichen Entscheidungen und Beschliissen der Kommission
kodifiziert™. Dabei wird auch die GroRe der Verwertungsgesellschaften beriicksichtigt, was
den Mitgliedstaaten die Mdglichkeit gibt, sehr kleine Gesellschaften von bestimmten
Verpflichtungen, die unverhdltnismaliig erscheinen konnen, auszunehmen. Die Vorschriften
zu Mehrgebietdizenzen fur die Online-Nutzung von Musikwerken betreffen ausschlief3ich
Urheberrechte und beschranken sich auf die Grundsétze, die fir das Funktionieren eines
effektiven und modernen Lizenzierungssystems im digitalen Zeitalter und fir die Verbindung
von Musikrepertoires — auch von Musikwerken, die weniger bekannt sind oder Nischen
besetzen — erforderlich sind. Hierfir gibt es angemessene Garantien: So wird eine
Verwertungsgesellschaft beispielsweise selbst entscheiden konnen, ob sie selbst die
Mehrgebietsizenzen fir ihr Repertoire ertellt oder eine andere Gesellschaft damit betraut;
auch bleibt ein Urheber nicht an eine Verwertungsgesellschaft gebunden, die selbst keine
Mehrgebietslizenzen erteilt und auch keine anderen Gesellschaft damit beauftragen will.

3.3 Wahl des Rechtsinstruments

Die Kommission schlagt in Ubereinstimmung mit den Artikeln 50 Absatz 2 Buchstabe g,
Artikel 53 und Artikel 62 AEUV as Rechtsinstrument eine Richtlinie vor. Eine Richtlinie
bietet Uberdies den nétigen Spielraum bei der Wahl der Mittel zu ihrer Umsetzung und tragt
den unterschiedlichen Traditionen der Mitgliedstaaten in Bezug auf die Rechtsform von
V erwertungsgesel | schaften und deren Beaufsichtigung Rechnung.

15 Siehe z.B. die Rechtssache C-395/87, Ministére Public gegen Jean-Louis Tournier, sowie die
verbundenen Rechtssachen 110/88 und 242/88, Francois Lucazeau und andere gegen SACEM und
andere, Entscheidung der Kommission vom 16.7.2008 (CISAC) (COMP/C2/38.698).
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3.4. Erlauterung des Vorschlags
3.4.1. Getungsbereich und Begriffsbestimmungen

Titel | enthdt algemeine Bestimmungen zum Gegenstand der Richtlinie (Artikel 1) und zu
ihrem Geltungsbereich (Artikel 2) sowie Begriffsbestimmungen (Artikel 3). Die Richtlinie
befasst sich mit i) der Wahrnehmung von Urheber- und verwandten Schutzrechten durch
VerwertungsgeselIschaften unabhangig von deren Téatigkeitsgebiet (Titel 11)*® und i) der
Vergabe von Mehrgebietslizenzen fur Online-Rechte an  Musikwerken  durch
Verwertungsgesellschaften  (Titel [11). Titell undIl finden auch auf Gesellschaften
Anwendung, die Mehrgebietslizenzen gemal3 Titel 111 erteilen.

3.4.2. Verwertungsgesellschaften

Titel 11 legt fest, welche Anforderungen alle Arten von Verwertungsgesellschaften in Bezug
auf ihre interne Organisation und Transparenz erfiillen miissen.

Kapitel 1  enthdlt  Vorschriften zur  Organisation der  Mitgliedschaft  in
Verwertungsgesellschaften. Artikel 4 stellt bestimmte Anforderungen an die Beziehungen
zwischen Verwertungsgesellschaften und Rechteinhabern. Artikel 5 stellt sicher, dass
Rechteinhaber eine Verwertungsgesellschaft ihrer Wahl mit der Wahrnehmung ihrer Rechte
beauftragen und ihr diesen Auftrag ganz oder teilweise wieder entziehen konnen. Den
internen Regelungen von Verwertungsgesellschaften zu Fragen der Mitgliedschaft und der
Beteiligung an internen Entscheidungsprozessen missen objektive Kriterien zugrunde liegen
(Artikel 6). In Artikel 7 sind die Mindestbefugnisse der Mitgliederversammlung festgel egt.
Artikel 8 macht den Verwertungsgesellschaften die Einrichtung eines Aufsichtsgremiums zur
Auflage, das den Mitgliedern die Uberwachung und Kontrolle der Fiihrungsebene der
Gesellschaft ermdglichen  soll, wobel der unterschiedlichen Ausgestaltung der
Aufsichtsfunktion in den einzelnen Mitgliedstaaten Rechnung getragen wird. Artikel 9 enthalt
bestimmte Verpflichtungen, die sicherstellen sollen, dass die Gesellschaften in umsichtiger
und solider Weise gefiihrt werden.

Kapitel 2 enthdlt VVorschriften zur Verwaltung der Finanzen von V erwertungsgesel | schaften:

- Das infolge der Verwertung der ihnen Ubertragenen Rechte erzielte Aufkommen
muss getrennt von den eigenen Vermaogenswerten der Gesellschaft und unter strikten
Auflagen verwaltet werden (Artikel 10).

- Eine Verwertungsgesellschaft muss die von ihr berechneten Abzige in ihren
Vereinbarungen mit den Rechteinhabern genau ausweisen und den Mitgliedern und
Rechteinhabern einen fairen Zugang zu den hiermit finanzierten sozialen, kulturellen
oder Bildungsdienstleistungen verschaffen (Artikel 11).

- Die Verwertungsgesellschaften missen die den Rechteinhabern geschuldeten
Betrage korrekt und ohne ungebihrliche Verzdgerung abfihren und Anstrengungen
unternehmen, um die Rechteinhaber zu ermitteln (Artikel 12).

Kleinstunternehmen kénnen von den Mitgliedstaaten von bestimmten Verpflichtungen ausgenommen
werden.
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Kapitel 3 enthélt ein Diskriminierungsverbot fur Verwertungsgesellschaften, die im Rahmen
eines Vertretungsvertrags Rechte im Auftrag einer anderen Gesellschaft wahrnehmen
(Artikel 13). Von den Betragen, die einer anderen Gesellschaft geschuldet werden, dirfen
ohne deren ausdriickliche Zustimmung keine Abziige vorgenommen werden, und die
Zahlungen an andere Gesellschaften mussen korrekt sein (Artikel 14).

Kapitel 4 erlegt Verwertungsgesellschaften die Verpflichtung auf, die Verhandlungen nach
Treu und Glauben zu fuhren. Die Tarife mussen nach objektiven Kriterien festgelegt werden
und den Marktwert der Rechte sowie den Wert der von der Gesellschaft erbrachten
Dienstleistung widerspiegeln (Artikel 15).

Kapitel 5 (Transparenz und Berichtspflichten) legt die Offenlegungspflichten von
Verwertungsgesel | schaften fest:

- Information der Rechteinhaber Uber eingezogene und ausgezahlte Betrége,
V erwaltungsgebiihren und andere Abzuge (Artikel 16)

- Information anderer V erwertungsgesellschaften Uber die Wahrnehmung von Rechten
im Rahmen von Vertretungsvertrégen (Artikel 17)

- Information von Rechteinhabern, anderen Gesellschaften und Nutzern auf Anfrage
(Artikel 18)

- Information der Offentlichkeit (ber Organisation und Funktionsweise der
Gesellschaft (Artikel 19)

- Verdffentlichung eines Jahrestransparenzberichts, in dem die Governance-
Grundsdtze und deren Umsetzung, der Jahresabschluss u. & offengelegt werden
(Artikel 20).

3.4.3. Vergabe von Mehrgebietdizenzen fur Online-Rechte an Musikwerken durch
Verwertungsgesel | schaften

In Titel 11l sind die Anforderungen an Verwertungsgesellschaften bei der Vergabe von
M ehrgebietslizenzen fur Online-Rechte an Musikrechten festgelegt (Artikel 21):

- Verwertungsgesellschaften miissen in der Lage sein, die fur die Verwertung solcher
Lizenzen erforderlichen Informationen (z. B. Ermittlung des Musikrepertoires, das
Gegenstand der Lizenzen ist, Uberwachung von dessen Verwendung) auf effiziente
und transparente Weise in zeitsensiblen, verbindlichen Datenbanken zu verarbeiten.

- Sie mussen deutlich machen, welches Online-Musikrepertoire sie vertreten
(Artikel 23).

- Sie mussen Rechteinhabern und anderen Gesellschaften Gelegenheit geben, die
Korrektheit der sie betreffenden Daten zu Uberprifen und falsche Angaben zu
berichtigen (Artikel 24).

- Sie mussen die tatsdchliche Nutzung der von den Lizenzen erfassten Werke
verfolgen, d. h. sie miussen in der Lage sein, die Meldungen Uber deren Nutzung zu
verarbeiten und entsprechende Rechnungen auszustellen. Sie missen daflrr sorgen,
dass es Verfahren gibt, mittels derer die Nutzer die Rechnungen beanstanden konnen
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(z. B. bei doppelter Fakturierung). Soweit vorhanden, sollte dazu auf geeignete
branchentbliche Standards zurtickgegriffen werden (Artikel 25).

- Rechteinhaber und andere V erwertungsgesellschaften miissen ziigig vergitet werden
und Informationen Uber die verwerteten Werke und Finanzdaten im Zusammenhang
mit ihren Rechten (z. B. eingezogene Betrége, etwaige Abziige) erhalten (Artikel 26).

Eine Verwertungsgesellschaft kann sich dafir entscheiden, keine Mehrgebietslizenzen fir
Online-Rechte an Musikwerken zu erteilen. Dies hindert sie jedoch nicht daran, weiterhin in
ihrem Land Nutzungsrechte an ihrem eigenen Repertoire und/oder am Repertoire anderer
Gesellschaften auf der Grundlage von Gegenseitigkeitsvereinbarungen zu vergeben. Um
jedoch sicherzustellen, dass fir Musikanbieter, die im Interesse der kulturellen Vielfalt und
der Verbraucher ein moglichst grof3es Musikangebot fur ganz Europa bereitstellen mochten,
Musikrepertoires leicht zusammengefihrt werden kdnnen, werden besondere Vorkehrungen
getroffen, die garantieren sollen, dass am Repertoire aler Verwertungsgesellschaften
gebietsiibergreifende Nutzungsrechte erworben werden kénnen:

- Eine Verwertungsgesellschaft kann bei ener anderen Gesellschaft, die
Mehrgebietslizenzen fur verschiedene Repertoires einrdumt, anfragen, ob diese ihr
Repertoire diskriminierungsfrei und ohne Exklusivrecht im Hinblick auf die Vergabe
gebietsibergreifender Nutzungsrechte vertritt (Artikel 28). Eine Gesellschaft, die
eine solche Anfrage erhdlt, darf diese nicht abschlégig bescheiden, wenn sie bereits
das Repertoire von einer oder mehreren anderen Verwertungsgesellschaften zu eben
diesem Zweck vertritt (Artikel 29).

- Nach einer Sperrfrist dirfen Rechteinhaber (entweder selbst oder Gber einen anderen
erméachtigten Dritten) Lizenzen zur Verwertung ihrer Online-Rechte vergeben, wenn
ihre Verwertungsgesellschaft keine Mehrgebietslizenzen vergibt und keine
Vereinbarung der oben genannten Art eingeht (Artikel 30).

Eine Verwertungsgesellschaft darf Dienstleistungen im Zusammenhang mit von ihr erteilten
Mehrgebietslizenzen auslagern; ihre Haftung gegeniber Rechteinhabern, Anbietern von
Online-Dienstleistungen oder anderen Verwertungsgesellschaften bleibt jedoch bestehen
(Artikel 27). Titel 111 gilt ebenso fur Tochterunternehmen von Verwertungsgesellschaften, die
unter Titel [11 fallen (Artikel 31).

Um die Vergabe von Lizenzen fir innovative Online-Dienste (d. h. solche, die erst seit
hochstens drei Jahren der Offentlichkeit zur Verfligung stehen) zu fordern, bedarf es einer
gewissen Flexibilitdt, die dadurch erreicht werden soll, dass die Verwertungsgesellschaften
Lizenzen hierflr erteilen dirfen, auch ohne dass von ihnen verlangt wird, dass sie ihre
anderen Lizenzbedingungen daran ausrichten miissen (Artikel 32). Verwertungsgesellschaften
sind von den Anforderungen des Titelslll fur den Fal ausgenommen, dass sie
Mehrgebietslizenzen an Rundfunk- und Fernsehanstalten vergeben, die ihre Musikwerke
enthaltenden Rundfunk- und Fernsehprogramme ins Netz stellen (Artikel 33).

3.4.4. Durchsetzungsmal3nahmen

In Titel IV werden die Verwertungsgesellschaften dazu verpflichtet, ihren Mitgliedern und
den Rechteinhabern Beschwerde- und Streitbeilegungsverfahren anzubieten (Artikel 34).
Daneben muss es auch Verfahren geben, mit denen sich Streitigkeiten Uber die
Lizenzbedingungen zwischen Nutzern und Verwertungsgesellschaften bellegen lassen
(Artikel 35). Bestimmte Arten von Streitigkeiten zwischen Verwertungsgesellschaften und
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Nutzern oder Rechteinhabern oder anderen Gesellschaften im Zusammenhang mit
Mehrgebietslizenzen konnten an eine unabhédngige und unparteiische alternative
Streitbeilegungsstelle verwiesen werden (Artikel 36).

Die Mitgliedstaaten benennen geeignete staatliche Stellen (Artikel 39), die befugt sind: @)
Beschwerdeverfahren abzuwickeln (Artikel 37), b) wirksame, verhdtnismallige und
abschreckende Sanktionen zu verhangen (Artikel 38) und c) die Anwendung von Titel 111 zu
uberwachen (Artikel 40). Artikel 39 zwingt die Mitgliedstaaten jedoch nicht, unabhangige
Aufsichtsgremien nur zur Uberwaschung von V erwertungsgesel | schaften einzurichten.

3.4.5 Grundrechte und besondere Erwagungsgriinde

Der Vorschlag enthdlt wirksame Garantien zur Anwendung der Grundrechte, wie sie in der
Charta der Grundrechte der Européischen Union niedergelegt sind. Diese Garantien, die von
den Verwertungsgesellschaften in Bezug auf ihre Fihrung und Uberwachung und die
Bedingungen der Vergabe von Mehrgebietslizenzen fir Online-Rechte an Musikwerken
verlangt werden, wirden die in der Charta verankerte unternehmerische Freiheit im Vergleich
zur jetzigen Situation beschneiden. Dennoch wirde eine solche Beschneidung der
Grundrechte-Charta nicht zuwiderlaufen, weil darin ausdricklich festgelegt ist, dass die
Ausiibung der jeweiligen Freiheiten unter bestimmten Umsténden eingeschrénkt werden darf.
Die Einschrénkungen sind erforderlich, um die Interessen der Mitglieder, Rechteinhaber und
Nutzer zu schiitzen und Mindestanforderungen an die Verwertungsgesel | schaften festzulegen,
soweit es um die Austibung ihrer Freiheit geht, im Binnenmarkt Dienstleistungen in Form der
Vergabe von Mehrgebietslizenzen fir die Online-Rechte an Musikwerken zu erbringen.

Wegen der Komplexitdt und des Umfangs des Vorschlags werden die Mitgliedstaaten

gebeten, eine Entsprechungstabelle mit ihren nationalen Vorschriften und den Bestimmungen
der Richtlinie zu Ubermitteln.

4. AUSWIRKUNGEN AUF DEN HAUSHALT

Der Vorschlag hat keine Auswirkungen auf den EU-Haushalt.
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2012/0180 (COD)
Vorschlag fur eine
RICHTLINIE DESEUROPAISCHEN PARLAMENTSUND DESRATES

Uber kollektive Wahrnehmung von Urheber - und verwandten Schutzrechten und die
Vergabe von M ehrgebietslizenzen fur die Online-Nutzung von Rechten an Musikwerken
im Binnenmarkt

(Text von Bedeutung fur den EWR)

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestutzt auf den Vertrag Uber die Arbeitsweise der Europaischen Union, insbesondere auf
Artikel 50 Absatz 2 Buchstabe g, Artikel 53 und Artikel 62,

auf Vorschlag der Européa schen Kommission,

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente,
nach Stellungnahme des Européi schen Wirtschafts- und Sozial ausschusses',

nach Anhdrung des Europaischen Datenschutzbeauftragten,

gemal3 dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren,

in Erwagung nachstehender Grinde:

(1) Die bestehenden Richtlinien zu den Urheber- und verwandten Schutzrechten gewahren
Rechteinhabern schon jetzt ein hohes Mald an Schutz und bieten einen
Regelungsrahmen, in dem die Verwertung von durch diese Rechte geschutzten
Inhalten stattfinden kann. Sie tragen zur Forderung und Bewahrung der Kreativitét bei.
In einem Binnenmarkt, in dem es keine Wettbewerbsverzerrungen gibt, stof3t der
Schutz von Innovationen und geistiger Schdpfung auch Investitionen in innovative
Dienstleistungen und Produkte an.

2 Die Verbreitung von urheberrechtlich oder durch verwandte Rechte geschitzten
Inhalten wie Buchern, audiovisuellen Produktionen oder Tontrégern und die
Erbringung von damit zusammenhéngenden Dienstleistungen erfordern die Freigabe
der Nutzungsrechte durch die Inhaber der Urheber- oder verwandten Schutzrechte,
d. h. der Schopfer der Werke, der austibenden Kunstler, der Produzenten oder der
Verleger. Im Regelfall konnen die Rechteinhaber zwischen individueller und
kollektiver Rechtewahrnehmung wahlen. Die Wahrnehmung von Urheber- und

v ABI.C[..]vom][...], S.[...].
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©)

(4)

©)

verwandten Schutzrechten beinhaltet die Vergabe von Lizenzen an Nutzer, die
Prifung der Rechnungen der Lizenznehmer und die Uberwachung der Nutzung der
Rechte, die Durchsetzung von Urheber- und verwandten Schutzrechten, die
Einziehung der Einnahmen aus der Rechteverwertung und die Ausschiittung der den
Rechteinhabern zustehenden Betrége. Verwertungsgesellschaften ermdglichen es
Rechteinhabern, Vergitungen fur die Nutzung ihrer Rechte — auch auf auslandischen
Maérkten — zu erhalten, die sie selbst sonst nicht tberwachen oder durchsetzen konnten.
Aul3erdem spielen sie eine wichtige gesellschaftliche und kulturelle Rolle, weil sie die
Vielfalt kultureller Ausdrucksformen fordern, indem sie auch kleinsten und weniger
populéren Repertoires Zugang zum Markt verschaffen. Artikel 167 des Vertrags Uber
die Arbeitsweise der Européischen Union macht es der Union zur Auflage, bel ihrer
Tatigkeit den kulturellen Aspekten Rechnung zu tragen, um so insbesondere die
Vidfalt ihrer Kulturen zu wahren und zu fordern.

Als Dienstleister unterliegen in der Union niedergelassene V erwertungsgesel |schaften
den einzelstaatlichen Vorschriften zur Umsetzung der Richtlinie 2006/123/EG des
Europdischen Parlaments und des Rates vom 12. Dezember 2006 Uber
Dienstleistungen im Binnenmarkt™®, mit der die rechtlichen Voraussetzungen firr die
Gewdhrleistung der Niederlassungsfreitheit und des freien Dienstleistungsverkehrs
zwischen den Mitgliedstaaten geschaffen werden sollen. Verwertungsgesellschaften
sollten somit ihre Dienstleistungen problemlos léndertibergreifend erbringen und in
einem anderen Mitgliedstaat wohnhafte oder niedergelassene Rechteinhaber vertreten
oder Lizenzen an in anderen Mitgliedstaaten wohnhafte oder niedergelassene Nutzer
vergeben konnen.

Die nationalen Regelungen zur Funktionsweise von Verwertungsgesellschaften
weichen stark voneinander ab, insbesondere was deren Transparenz und
Rechenschaftspflicht gegentiber Mitgliedern und Rechteinhabern betrifft. Abgesehen
von den Schwierigkeiten, denen sich auslandische Rechteinhaber bei der Austibung
der ihnen zustehenden Rechte gegenibersehen, und der zu oft mangelhaften
Verwaltung des Aufkommens weist auch die Funktionsweise von
Verwertungsgesellschaften Mangel auf, die zu einer ineffizienten Verwertung von
Urheber- und verwandten Schutzrechten im gesamten Binnenmarkt fihren mit
nachteiligen Folgen sowohl fir die Mitglieder von Verwertungsgesellschaften als auch
fir Rechteinhaber und Nutzer. Diese Probleme stellen sich nicht bel unabhéngigen
Rechteverwertern, die as Agenten der Rechteinhaber auftreten und deren Rechte auf
kommerzieller Basis wahrnehmen, ohne dass die Rechteinhaber irgendwelche
Mitgliedsrechte besitzen.

Die Verbesserungswirdigkeit der Funktionsweise von Verwertungsgesellschaften
wurde schon vor eniger Zeit erkannt. In der Empfehlung 2005/737/EG der
Kommission vom 18. Mai 2005 fir die l&ndertbergreifende kollektive Wahrnehmung
von Urheber- und verwandten Schutzrechten, die fur legale Online-Musikdienste
benétigt werden™, werden eine Reihe von Grundsétzen formuliert wie die Méglichkeit
der freien Wahl der Verwertungsgesellschaft durch die Rechteinhaber, die
Gleichbehandlung gleicher Gruppen von Rechteinhabern und die gerechte Verteilung
der Lizenzeinnahmen. AulRerdem werden die Verwertungsgesell schaften aufgefordert,

18
19

ABI. L 376 vom 27.12.2006, S. 36.
ABI. L 276 vom 21.10.2005, S. 54.
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(6)

(7)

(8)

(9)

die Nutzer vor den Verhandlungen hinreichend Uber Tarife und Repertoire zu
informieren. Schliefdlich werden Empfehlungen zur Rechenschaftspflicht einer
Verwertungsgesellschaft, zur  Vertretung des Rechteinhabers in  den
Entscheidungsgremien von Verwertungsgesellschaften und zur Streitbeilegung
abgegeben. Die Kommissionsempfehlung 2005/737/EG war jedoch rechtlich nicht
bindend und ging nicht sehr ins Detail. Folglich wurde sie nicht von Allen in
demselben Mal3e befolgt.

Zum Schutz der Interessen der Mitglieder von Verwertungsgesellschaften,
Rechteinhabern und Dritten ist eine Abstimmung der gesetzlichen Bestimmungen der
Mitgliedstaaten zu Urheber- und verwandten Schutzrechten und zur Erteilung
landertibergreifender Lizenzen zur Nutzung von Online-Rechten an Musikwerken
erforderlich, damit Uberal in der Union dieselben Schutzbestimmungen gelten. Die
vorliegende Richtlinie stitzt sich daher auf Artikel 50 Absatz 2 Buchstabeg des
Vertrags.

Die Richtlinie bezweckt die Koordinierung einzelstaatlicher Vorschriften, die sich auf
die Aufnahme der Tatigkeit einer Verwertungsgesellschaft zur Wahrnehmung von
Urheber- und verwandten Schutzrechten, die Modalitéten ihrer internen
Funktionsweise und auf ihre Beaufsichtigung beziehen, und basiert daher auch auf
Artikel 53 Absatz 1 des Vertrags. Da es hierbel auf3erdem um Dienstleistungen geht,
die in der gesamten Union angeboten werden, stitzt sich die Richtlinie des Weiteren
auf Artikel 62 des Vertrags.

Um sicherzustellen, dass die Inhaber von Urheber- und verwandten Schutzrechten die
Vorteile des Binnenmarkts auch bei kollektiver Rechtewahrnehmung uneingeschrankt
nutzen kénnen und dass die freie Austibung ihrer Rechte nicht in unzulassiger Weise
beeintréchtigt wird, muissen in die Grundungsurkunden von
Verwertungsgesellschaften  entsprechende  Schutzklauseln  aufgenommen  werden.
Gemd? der Richtlinie 2006/123/EG ist es Verwertungsgesellschaften aul3erdem
untersagt, Rechteinhaber, deren Rechte sie wahrnehmen, direkt oder indirekt aufgrund
ihrer Staatsangehdrigkeit, ihres Wohnsitzes oder des Ortes ihres Niederlassung zu
diskriminieren.

Zur ungehinderten |andertbergreifenden Erbringung beziehungsweise
Inanspruchnahme  von  Dienstleistungen im  Bereich  der  Kkollektiven
Rechtewahrnehmung gehort, dass es Rechteinhabern moglich sein muss, die
Verwertungsgesellschaft frei zu wahlen, die ihre Rechte — zum Beispiel das
Auffihrungs- oder das Senderecht — oder Kategorien von Rechten, z. B. die interaktive
offentlichen Wiedergabe, wahrnimmt, sofern derartige Rechte oder Rechtekategorien
von der Verwertungsgesellschaft bereits wahrgenommen werden. Hierzu gehdrt auch,
dass die Rechteinhaber ungeachtet ihres Wohnsitzes oder ihrer Staatsangehorigkeit
und ungeachtet des Ortes der Niederlassung der Verwertungsgesellschaft dieser die
Wahrnehmung ihrer Rechte oder Rechtekategorien entziehen und sie ganz oder
tellweise einer anderen Verwertungsgesellschaft oder einer anderen Gesellschaft oder
Vereinigung Ubertragen konnen. Verwertungsgesellschaften, die die Rechte an
unterschiedlichen Arten von Werken (literarische, musikalische, fotografische Werke)
und sonstigen Schutzgegensténden wahrnehmen, sollten Inhabern von Rechten an
unterschiedlichen Arten von Werken und Schutzgegenstanden ebenfalls Flexibilitét in
Bezug auf die Wahrnehmung  dieser Rechte  zugestehen. Die
Verwertungsgesell schaften sollten die Rechteinhaber tber diese M6glichkeit aufklaren
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und es so einrichten, dass sie moglichst leicht davon Gebrauch machen kdnnen.
Schliefdlich sollte diese Richtlinie die Méglichkeiten der Rechteinhaber, ihre Rechte
selbst wahrzunehmen, unter anderem fir nichtgewerbliche Zwecke, unbertihrt lassen.

Die Mitgliedschaft in einer Verwertungsgesellschaft sollte auf objektiven,
diskriminierungsfreien Kriterien beruhen, auch in Bezug auf Verleger, die aufgrund
eines Rechteverwertungsvertrags Anspruch auf einen Anteil an den Einnahmen aus
den von der Verwertungsgesellschaft wahrgenommenen Rechten haben und diese von
der Verwertungsgesellschaft einziehen durfen.

Verwertungsgesellschaften sollen im Interesse ihrer Mitglieder handeln. Deshab ist es
wichtig, Mechanismen  vorzusehen, die es den Mitgliedern  von
Verwertungsgesellschaften  gestaiten, an den Entscheidungsprozessen  der
Gesellschaften mitzuwirken und so ihre Mitgliedsrechte auszutiben. Die verschiedenen
Kategorien von Mitgliedern sollten bel der Beschlussfassung ausgewogen und fair
vertreten sein. Die Bestimmungen zur Mitgliederversasmmlung wéren weniger
wirkungsvoll, wenn nicht auch geregelt wirde, wie die Mitgliederversammlung
arbeiten soll. Es muss daher sichergestellt sein, dass die Mitgliederversammlung in
regelméfdigen Absténden, wenigstens aber einmal jahrlich, einberufen wird und dass
die wichtigen Entscheidungen in der Verwertungsgesellschaft von der
Mitgliederversammlung getroffen werden.

Alle Mitglieder einer Verwertungsgesellschaft sollten an der Mitgliederversammiung
teilnehmen dirfen und stimmberechtigt sein; jede Beschrankung dieser Rechte muss
fair und verhdtnismaldig sein. Die Auslibung des Stimmrechts sollte den Mitgliedern
leicht gemacht werden.

Die Mitglieder sollten die Mdoglichkeit erhalten, die Art und Weise, wie
Verwertungsgesellschaften gefuhrt werden, zu beaufsichtigen. Zu diesem Zweck
sollten die Verwertungsgesellschaften eine ihrer Organisationsstruktur angepasste
Aufsichtsfunktion schaffen und es den Mitgliedern ermdglichen, in dem Gremium
vertreten zu sein, das in der Verwertungsgesellschaft die Aufsicht auslbt. Damit
kleinere Verwertungsgesel|schaften nicht Uberméaldig belastet werden und die sich aus
dieser Richtlinie ergebenden Verpflichtungen verhdltnisméfdig bleiben, sollten die
Mitgliedstaaten sehr kleine Verwertungsgesellschaften gegebenenfalls von der
Verpflichtung zur Einrichtung einer solchen Aufsichtsfunktion ausnehmen durfen.

Fir eine solide Geschéftsfuhrung ist es wichtig, dass die Fuhrungskrafte einer
Verwertungsgesellschaft unabhangig sind. Mitglieder der Leitungsorgane sollten
jahrlich gegentiber der Verwertungsgesellschaft erkldren missen, ob ihre eigenen
Interessen mit denen der Verwertungsgesellschaft kollidieren.

Verwertungsgesel | schaften ziehen die Einnahmen aus der Verwertung der ihnen von
den Rechteinhabern anvertrauten Rechte ein, verwalten sie und schitten sie aus. Diese
Einnahmen stehen letztlich den Rechteinhabern zu, die Mitglieder dieser
Verwertungsgesellschaft oder einer anderen Gesellschaft sein kdnnen. Es ist daher
wichtig, dass die Verwertungsgesellschaften bei der Einziehung, Verwaltung und
Ausschittung der Einnahmen &ul3erste Sorgfalt walten lassen. Eine korrekte
Ausschittung ist nur moéglich, wenn die Verwertungsgesellschaften Uber Mitglieder,
Lizenzen und die Nutzung der Werke und sonstigen Schutzgegensténde genau Buch
flhren. Gegebenenfals sollten auch Rechteinhaber und Nutzer entsprechende
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Angaben machen, die von den Verwertungsgesellschaften Uberprift werden. Die den
Rechteinhabern zustehenden eingezogenen Betrdge sollten getrennt von etwaigem
eigenem Vermdgen der Verwertungsgesellschaft verwaltet werden, und eine etwaige
Anlage dieser Betrage bis zur Ausschittung an die Rechteinhaber sollte nur im
Einklang mit der von der Mitgliederversammlung der Verwertungsgesellschaften
beschlossenen Anlagepolitik erfolgen dirfen. Um die Rechte der Rechteinhaber
bestmoglich zu schitzen und sicherzustellen, dass das Aufkommen aus der
Verwertung ihrer Rechte den Rechteinhabern zufliefdt, sollten etwaige
Anlagegeschéafte und etwaiges Anlagevermogen von der Verwertungsgesellschaft nach
Grundsdtzen  getdtigt  beziehungsweise  verwaltet  werden, die die
Verwertungsgesellschaft zu umsichtigem Handeln nétigen und es ihr ermdglichen,
sich fUr die sicherste und zugleich rentabelste Anlagepolitik zu entscheiden. Die
VerwertungsgeselIschaft sollte Anlageformen wahlen kénnen, die in Bezug auf die
genaue Art und Dauer der Risikoexposition der angelegten Einnahmen angemessen ist
und durch die die den Rechteinhabern geschuldeten Einnahmen nicht Uberméaldig
gefahrdet werden. Um auflerdem sicherzustellen, dass die den Rechteinhabern
zustehenden Betrage ordnungsgemal? und effektiv ausgeschiittet werden, miissen die
Verwertungsgesellschaften dem Sorgfaltsgebot und dem Grundsatz von Treu und
Glauben entsprechende, angemessene Mal3nahmen ergreifen, um die Rechteinhaber zu
ermitteln und sie ausfindig zu machen. Die Bestimmungen, die regeln, wie zu
verfahren ist, wenn eingezogene Betrage nicht ausgeschittet werden konnen, well die
Rechteinhaber nicht ermittelt oder ausfindig gemacht werden konnten, sollten der
Zustimmung der Mitglieder der Verwertungsgesellschaften bedurfen.

Da Rechteinhaber fur die Verwertung ihrer Rechte Anspruch auf eine Vergitung
haben, ist es wichtig, dass die Entscheidung Uber die Einbehaltung etwaiger Betrage
mit Ausnahme von Verwaltungsgebihren oder gesetzlich vorgeschriebenen Abziigen
von den Mitgliedern der Verwertungsgesellschaften getroffen wird und dass die
Verwertungsgesellschaften die Regeln, nach denen die Einbehaltung erfolgt,
gegenuiber den Rechteinhabern offenlegen. Jeder Rechteinhaber sollte unterschiedslos
Zugang zu den damit finanzierten sozialen, kulturellen oder Bildungsleistungen
erhalten. In Bezug auf alle in dieser Richtlinie nicht geregelten Aspekte sollte jedoch
weiterhin nationales Recht mal3gebend sein.

Verwertungsgesellschaften konnen im Rahmen von Vertretungsvertragen mit anderen
Gesellschaften Rechte wahrnehmen und die Einnahmen aus deren Verwertung
(,Einnahmen aus den Rechten*) einziehen. Um die Rechte der Mitglieder anderer
Gesdllschaften zu schitzen, sollte eine Gesellschaft keinen Unterschied machen
zwischen den von ihr im Rahmen von Vertretungsvertragen wahrgenommenen
Rechten und den Rechten, die sie unmittelbar fir ihre eigenen Mitglieder wahrnimmt.
Ebenso wenig sollte die Verwertungsgesellschaft von den im Auftrag einer anderen
Gesellschaft eingezogenen Lizenzeinnahmen ohne deren ausdriickliche Zustimmung
Betrage einbehalten durfen.

Faire Lizenzbedingungen sind besonders wichtig, um sicherzustellen, dass die Nutzer
ihre Nutzungsrechte an Werken und anderen Schutzgegenstanden austiben kénnen, fir
die eine Verwertungsgesellschaft Rechte in Vertretung wahrnimmt, und um die
Verglitung der Rechteinhaber sicherzustellen. Verwertungsgesellschaften und Nutzer
sollten daher die Lizenzverhandlungen nach Treu und Glauben fihren und Tarife
anwenden, die anhand objektiver Kriterien festgelegt wurden.
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Um das Vetrauen von  Rechteinhabern, Nutzern und  anderen
Verwertungsgesellschaften in die von Verwertungsgesellschaften  erbrachten
Leistungen der kollektiven Rechtewahrnehmung zu stérken, sollte von jeder
Verwertungsgesellschaft verlangt werden, dass sie besondere Transparenz férdernde
Malinahmen ergreift. Jede Verwertungsgesellschaft sollte daher die einzelnen
Rechteinhaber Uber die an sie entrichteten Betrdge und etwaige Abzlige informieren.
Die Verwertungsgesellschaften sollten ferner verpflichtet werden, andere
Verwertungsgesellschaften, fur die sie auf der Grundlage von Vertretungsvertragen
Rechte wahrnehmen, hinreichend zu informieren, wozu auch die Weitergabe von
Finanzdaten gehort. Jede Verwertungsgesellschaft sollte darlber hinaus so viele
Informationen veroffentlichen, wie ndtig sind, um sicherzustellen, dass Rechteinhaber,
Nutzer und andere Verwertungsgesellschaften verstehen, wie sie organisiert ist und
wie sie ihre Tatigkeit ausibt. Verwertungsgesellschaften sollten gegentber
Rechteinhabern, Nutzern und anderen Verwertungsgesellschaften ihr genaues
Repertoire sowie ihre Regelungen in Bezug auf Gebuhren, Abzige und Tarife
offenlegen.

Um Rechteinhaber in die Lage zu versetzen, die Leistungen ihrer
Verwertungsgesellschaften zu Uberwachen und miteinander zu vergleichen, sollten
Verwertungsgesellschaften einen jahrlichen Transparenzbericht verdffentlichen mit
vergleichbaren  gepriften  Finanzdaten, die fir die Téatigkeiten von
Verwertungsgesellschaften charakteristisch sind. Ferner sollten sie in enem
gesonderten Jahresbericht 6ffentlich darlegen, woflr die fir soziale, kulturelle oder
Bildungsleistungen einbehaltenen Betrdge verwendet wurden. Um  kleinere
Verwertungsgesellschaften nicht Uberméfdig zu belasten und die Verhadtnismafdigkeit
der sich aus dieser Richtlinie ergebenden Verpflichtungen sicherzustellen, sollten die
Mitgliedstaaten sehr kleine Verwertungsgesel | schaften gegebenenfalls von bestimmten
Transparenzpflichten ausnehmen dirfen.

Die Anbieter von Online-Diensten, die Musikwerke verwerten, z. B. von Online-
Musikdiensten, tber die Verbraucher Musik herunterladen oder ihr im Streaming-
Modus zuhdren konnen, oder von sonstigen Diensten, Uber die die Offentlichkeit auf
Spielfilme und Computerspiele zugreifen kann, bel denen Musik eine grof3e Rolle
spielt, missen erst das Nutzungsrecht an diesen Werken erwerben. Die Richtlinie
2001/29/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 22. Mai 2001 zur
Harmonisierung bestimmter Aspekte des Urheberrechts und der verwandten
Schutzrechte in der Informationsgesellschaft®® verlangt, dass fir jedes der Rechte, die
bei der Online-Verwertung von Musikwerken zum Tragen kommen, eine Lizenz
erforderlich ist. Zu diesen Rechten gehdrt das ausschliefdliche Recht auf
Vervidfdtigung und das ausschliefdliche Recht auf offentliche Wiedergabe von
Musikwerken, das das Recht auf Zuganglichmachung miteinschlief3t. Diese Rechte
kénnen von den Rechteinhabern selbst, d. h. den Urhebern oder Musikverlegern, oder
von Verwertungsgesellschaften wahrgenommen werden, die Leistungen im Bereich
der kollektiven Rechtewahrnehmung erbringen. Das Vervielfaltigungsrecht und das
Recht der offentlichen Wiedergabe kann von verschiedenen
Verwertungsgesellschaften wahrgenommen werden. AufRerdem gibt es Falle, wo
mehrere Rechteinhaber Rechte an demselben Werk besitzen und unter Umsténden
verschiedene Verwertungsgesellschaften mit der Vergabe von Lizenzen fir ihre
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Anteile an dem Werk beauftragt haben. Jeder Online-Musikanbieter, der dem
Endverbraucher eine grof3e Auswahl an Musikwerken bieten mdchte, misste sich
somit die kombinierten Rechte an Werken von verschiedenen Rechteinhabern und
V erwertungsgesel | schaften beschaffen.

Trotz der Grenzenlosigkeit des Internets ist der Online-Markt fir Musikdienste in der
EU immer noch fragmentiert und der Binnenmarkt auf diesem Gebiet noch
unvollendet. Die Vielschichtigkeit und das Ausmal? der Probleme im Zusammenhang
mit der kollektiven Rechtewahrnehmung in Europa hat die Fragmentierung des
europaischen digitalen Marktes fur Online-Musikdienste in bestimmten Féllen noch
befordert. Die Situation steht in krassem Widerspruch zu der schnell wachsenden
Nachfrage der Verbraucher nach digitalen Inhalten und den dazugehdrigen
innovativen Dienstlei stungen auch Uber Landergrenzen hinweg.

In der Empfehlung 2005/737/EG befurwortete die Kommission neue rechtliche
Rahmenbedingungen, die eine optimale Wahrnehmung von Urheberrechten oder
verwandten Schutzrechten auf Unionsebene im Hinblick auf die Erbringung legaler
Online-Musikdienste ermdglichen. Im Zeitalter der Online-Verwertung von
Muskwerken brauchten gewerbliche Nutzer en multiterritorial ausgelegtes
Lizenzierungssystem, das der Grenzenlosigkeit der Onlinewelt gerecht wird. Aufgrund
ihres freiwilligen Charakters hat die Empfehlung jedoch nicht gentigt, um der
Einraumung von Mehrgebietsizenzen fur Online-Rechte an Musikwerken zum
Durchbruch zu verhelfen und die damit zusammenhangenden spezifischen Probleme
anzugehen.

Im Online-Musiksektor, wo die kollektive Wahrnehmung von Urheberrechten auf
Landerbasis nach wie vor die Norm ist, kommt es darauf an, die Voraussetzungen fur
moglichst effektive Lizenzierungsmethoden der Verwertungsgesellschaften in einem
zunehmend landerUbergreifenden Kontext zu schaffen. Es sollten daher einheitliche
Grundregeln fur die kollektive landertibergreifende Lizenzierung von Online-
Urheberrechten an Musikwerken durch Verwertungsgesell schaften aufgestellt werden.
Diese Grundregeln sollten Mindestanforderungen an die Qualité der von den
VerwertungsgeselIschaften erbrachten lénderlibergreifenden Leistungen enthalten,
insbesondere was die Transparenz des von ihnen vertretenen Repertoires und die
Korrektheit der ein- und ausgehenden Geldbetrége in Verbindung mit der Nutzung der
Rechte betrifft. Ferner sollte ein Regelungsrahmen geschaffen werden, der die
freiwillige Bundelung von Musikrepertoires erleichtert und die Zahl der von den
Nutzern fur einen gebietsibergreifenden Dienst benttigten Lizenzen verringert. Die
Bestimmungen sollten es einer Verwertungsgesellschaft ermdglichen, einer anderen
Verwertungsgesellschaft die gebietsiibergreifende Vertretung ihres Repertoires
anzutragen, wenn sie selbst dazu nicht in der Lage ist. Die Gesellschaft, die einen
solchen Antrag erhalt, sollte verpflichtet werden, den Auftrag der anderen Gesellschaft
anzunehmen, vorausgesetzt, sie fihrt Repertoires zusammen und erteilt
Mehrgebietslizenzen oder bietet eine solche Dienstleistung an. Mit der Entwicklung
legaler Online-Musikdienste in der Union dirfte auch ein Beitrag zur Bekampfung der
Internetpiraterie geleistet werden.

Korrekte und vollstdndige Informationen Uber Musikwerke, Rechteinhaber und
Rechte, fur die eine Verwertungsgesellschaft in einem bestimmten Mitgliedstaat
vertretungsberechtigt ist, sind fir eine effektive und transparente Lizenzvergabe sowie
fur die anschlieRende Uberwachung der Nutzung der lizenzierten Rechte und der
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Ausstellung der entsprechenden Rechnungen an die Diensteanbieter und fir die
Ausschittung der den Rechteinhabern zustehenden Betrage von grofder Bedeutung.
Verwertungsgesellschaften, die Mehrgebietslizenzen fur Musikwerke erteilen, sollten
daher in der Lage sein, solche Informationen schnell und korrekt zu verarbeiten.
Hierzu sind Rechte-Datenbanken erforderlich, die kontinuierlich auf dem neuesten
Stand gehalten werden und Auskunft darlber geben, fir welche Rechte eine
landerUbergreifende Lizenz besteht, um welche Rechte es sich handelt, wer die Rechte
innehat und fur welche Mitgliedstaaten eine Verwertungsgesellschaft Lizenzen
vergeben darf. Die Datenbanken sollten auch dabei helfen, Informationen zu Werken
mit Informationen zu Tontrdgern oder anderen Arten der Werkfixierung zu bindeln.
Dabel sollte auch dafir gesorgt werden, dass potenzielle Lizenznehmer und
Rechteinhaber auf die Informationen zugreifen konnen, die sie benétigen, um
herauszufinden, welches Repertoire Verwertungsgesellschaften vertreten, wobei es
letzteren unbenommen bleibt, alle rechtmalligen Mal3nahmen zu ergreifen, um die
Richtigkeit und Vollstandigkeit der Daten zu gewdahrleisten, deren Weiterverwendung
zu kontrollieren und personenbezogene und sensible Geschéaftsdaten zu schiitzen.

Damit die von ihnen Daten verarbeiteten Daten so exakt wie moglich sind, sollten
Verwertungsgesellschaften, die Mehrgebietslizenzen fir Musikwerke vergeben, ihre
Datenbanken kontinuierlich und ohne Verzogerung auf den neuesten Stand bringen.
Sie sollten leicht handhabbare Verfahren einfiihren, mit deren Hilfe Rechteinhaber und
andere Verwertungsgesellschaften, deren Repertoire sie vertreten, etwaige Fehler in
den Datenbanken in Bezug auf Werke, deren alleiniger oder gemeinsamer Urheber sie
sind beziehungsweise fir deren Verwertung sie ganz oder teillweise zustéandig sind,
und die dazu gehoérigen Rechte sowie in Bezug auf die Mitgliedstaaten, fur die sie der
betreffenden Verwertungsgesellschaft einen Wahrnehmungsauftrag erteilt haben,
melden konnen. Rechteinhaber sollten aul3erdem die Mdoglichkeit haben, die
Registrierung von Werken und Rechtewahrnehmungsauftrégen elektronisch
vorzunehmen. Wegen der Bedeutung automatisierter Informationssysteme fir die
rasche und effiziente Verarbeitung der Daten sollten Verwertungsgesellschaften fur
die strukturierte Ubermittlung dieser Informationen durch die Rechteinhaber den
Einsatz elektronischer Datenverarbeitungssysteme vorsehen.
Verwertungsgesellschaften sollten so weit wie mdglich sicherstellen, dass dabei
internationale oder auf EU-Ebene entwickelte branchentbliche Standards oder
Verfahren beachtet werden.

Die Digitatechnik ermoglicht den Verwertungsgesellschaften eine automatisierte
Uberwachung der Verwendung der lizenzierten Musikwerke durch den Lizenznehmer
und erleichtert die Fakturierung. Branchenstandards fur Musiknutzungen, Meldungen
Uber die Inanspruchnahme der Dienste durch den Endverbraucher und die Ausstellung
von Rechnungen sind wichtig, um den Datenaustausch  zwischen
Verwertungsgesellschaften und Nutzern effizienter zu machen. Bei der Uberwachung
der Nutzung von Lizenzen mussen die Grundrechte und insbesondere das Recht auf
Achtung des Privat- und Familienlebens und auf Datenschutz gewahrt bleiben. Damit
die Effizienzgewinne zu einer rascheren Abwicklung der finanziellen Vorgénge und
damit letztlich zu friheren Ausschittungen an die Rechteinhaber fihren, sollten
Verwertungsgesellschaften Diensteanbietern umgehend Rechnungen ausstellen und
den Rechteinhabern die ihnen zustehenden Betrége sofort auszahlen muissen. Dies
setzt voraus, dass die Lizenznehmer alles tun, um die Verwertungsgesellschaften
genau und zeitnah Uber die Nutzung der Werke zu informieren. Die
Verwertungsgesellschaften  sollten nicht gezwungen werden, Meldungen in
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nutzereigenen Formaten zu akzeptieren, wenn weithin anerkannte branchentbliche
Standards existieren.

Damit Verwertungsgesellschaften, die landertibergreifende Kollektivlizenzen erteilen,
hochwertige Dienstleistungen im Bereich der Rechtewahrnehmung erbringen kénnen,
mussen sie Zugriff auf grof3e Datenmengen haben und diese Daten verarbeiten kdnnen
und Uber ein hohes technisches Niveau verflgen. Verwertungsgesellschaften sollten
Dienstleistungen im Zusammenhang mit der Ertellung von Mehrgebietslizenzen fir
Online-Rechte  an Musikwerken auslagern dirfen, sofern  sie  gegeniber
Rechteinhabern, Online-Anbietern oder anderen Verwertungsgesellschaften weiterhin
haftbar bleiben und die Datenschutzbestimmungen des Artikels17 der Richtlinie
95/46/EG des Européischen Parlaments und des Rates vom 24. Oktober 1995 zum
Schutz nattrlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten und zum
freien Datenverkehr® einhalten. Verwertungsgesellschaften konnten , Back-Office”-
Kapazitéten gemeinsam nutzen oder zusammenlegen und dadurch die Qualitét ihrer
Leistungen und die Wirtschaftlichkeit ihrer Investitionen in Datenverwaltungssysteme
steigern.

Die BiUndelung verschiedener Musikrepertoires fir die Vergabe von
Mehrgebietslizenzen erleichtert den Lizenzierungsprozess, und die Erschlief3ung
samtlicher Repertoires fur den Zugang zum Markt fir Mehrgebietslizenzen fordert die
kulturelle Vielfalt und trégt dazu bei, dass die Zahl der Geschéftsvorgange, die ein
Online-Anbieter vornehmen muss, um seinen Dienst anzubieten, abnimmt. Die
Kombination von Repertoires sollte dazu fuhren, dass neue Online-Dienste entstehen
und auf3erdem die Transaktionskosten, die auf den Endverbraucher umgelegt werden,
sinken. Deshalb sollten Verwertungsgesellschaften, die nicht willens oder in der Lage
sind, selbst Mehrgebietslizenzen fir ihr eigenes Musikrepertoire zu erteilen, dazu
ermuntert werden, auf freiwilliger Basis andere Verwertungsgesellschaften mit der
diskriminierungsfreien Verwatung ihres Repertoires zu beauftragen. Die
Verwertungsgesellschaft, der ein solcher Auftrag angetragen wird, sollte, sofern sie
Repertoires biindelt und Mehrgebietsizenzen erteilt oder eine solche Dienstleistung
anbietet, verpflichtet werden, den Auftrag anzunehmen.
Ausschliefdlichkeitsvereinbarungen tber die Vergabe von Mehrgebietslizenzen wirden
die Wahimoglichkeiten sowohl von Nutzern, die sich eine Mehrgebietslizenz
beschaffen wollen, as auch von Verwertungsgesellschaften, die landertibergreifende
Verwaltungsdienste fir ihr Repertoire suchen, einschranken. Deshalb sollten alle
Vertretungsvertrage zwischen Verwertungsgesellschaften Uber die Vergabe von
M ehrgebietslizenzen auf nichtausschliefdlicher Basis geschlossen werden.

Fir die Rechteinhaber ist es wichtig, dass die Bedingungen, unter denen
VerwertungsgeselIschaften im Auftrag einer anderen Gesellschaft ihre Online-Rechte
wahrnehmen, transparent sind. Die Verwertungsgesellschaften sollten daher den
Rechteinhabern ausreichende Informationen Uber die wichtigsten Bedingungen des
Vertrags zur Verfiugung stellen, mit dem eine andere Gesellschaft mit der
vertretungswei sen Wahrnehmung ihrer Online-Musikrechte zum Zwecke der Erteilung
von Mehrgebietslizenzen beauftragt wird.
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Ebenso wichtig ist es, Verwertungsgesellschaften, die Mehrgebietslizenzen anbieten
oder erteilen, dazu zu verpflichten, diese Aufgabe fir das Repertoire anderer
VerwertungsgeselIschaften, die dies selbst nicht tun wollen, zu Ubernehmen. Damit
hieraus keine unverhdtnismallige, Uber das erforderliche Mald hinausgehende
Verpflichtung erwéchst, sollte die Verwertungsgesellschaft, der die Vertretung
angetragen wird, diese nur dann annehmen mussen, wenn sich die Anfrage auf Online-
Rechte beschrankt, die von ihr wahrgenommen werden. AulRerdem sollte die
Verpflichtung ausschliefdlich fur Verwertungsgesellschaften gelten, die Repertoires
bundeln, und sich nicht auf Verwertungsgesellschaften erstrecken, die
Mehrgebietsizenzen nur flr ihr eigenes Repertoire erteilen. Ebenso wenig sollte sie
fur Verwertungsgesellschaften gelten, die blof3 Rechte an denselben Werken biindeln,
um die Nutzungsrechte an der Vervielfaltigung und der offentlichen Wiedergabe
dieser Weke zusammen  vergeben zu  kOnnen.  Beauftragt  eine
Verwertungsgesellschaft eine oder mehrere andere Verwertungsgesellschaften
vertraglich mit der Erteilung von Mehrgebietslizenzen fir die Online-Nutzung ihres
Musikrepertoires, sollte sie dies nicht daran hindern, fir das Gebiet des Mitgliedstaats,
in dem sie ihren Sitz hat, weiterhin Nutzungsrechte an ihrem eigenen Repertoire und
an jedem anderen Repertoire, fir das sie in diesem Mitgliedstaat vertretungsberechtigt
ist, zu erteilen.

Die  Vorschriften zur Vergabe  von M ehrgebietslizenzen durch
VerwertungsgeselIschaften konnten ihren Zweck verfehlen oder ins Leere laufen,
wenn die Rechteinhaber nicht selbst ihre Rechte austiben und Mehrgebietslizenzen
vergeben konnten fur den Fall, dass die Verwertungsgesellschaft, der sie ihre Rechte
Ubertragen haben, keine Mehrgebietslizenzen erteilt oder anbietet und keine andere
Verwertungsgesellschaft damit beauftragen will. In einem solchen Fall ist es daher
wichtig, dass die Rechteinhaber das Recht zur Vergabe von Mehrgebietslizenzen, die
Online-Diensteanbieter bendtigen, selbst oder Uber einen oder mehrere Dritte ausiiben
kénnen, ohne der Verwertungsgesellschaft die ihr Ubertragenen Rechte entziehen zu
mussen.

Im Interesse des Online-Markts missen die zentralen Pflichten auf dem Gebiet der
Information, Datenverarbeitung, Fakturierung und Auszahlung auch fir jede
Gesellschaft oder Vereinigung gelten, die ganz oder teilweise im Eigentum einer
Verwertungsgesellschaft steht und Mehrgebietslizenzen fir Online-Rechte an
Musikwerken anbietet oder erteilt.

Im digitalen Zeitalter sind Verwertungsgesellschaften immer wieder gezwungen, ihr
Repertoire zur Nutzung fiur vollig neue Formen der Verwertung und neue
Geschéftsmodelle freizugeben. In solchen Féalen sollten Verwertungsgesellschaften
Uber den nétigen Spielraum verfiigen, um auf den Einzelfall zugeschnittene innovative
Lizenzen bereitstellen zu konnen, ohne Gefahr laufen zu mussen, hiermit einen
Prézedenzfall fur die Festlegung der Lizenzbedingungen in anders gelagerten Falen
zu schaffen.

Sendeunternehmen beschaffen sich fur ihre Horfunk- und Fernsehprogramme, die
Musik beinhalten, im Allgemeinen ene Lizenz von einer inléndischen
Verwertungsgesellschaft. Diese Lizenz ist haufig auf reine Sendetétigkeiten
beschréankt. Um die Fernseh- oder Rundfunkprogramme ins Netz stellen zu konnen,
mussten die Online-Nutzungsrechte an den Musikwerken erworben werden. Um die
Lizenzierung von Online-Musikrechten fir die gleichzeitige oder zeitversetzte
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(36)

(37)

(38)

Ubertragung von Horfunk- und Fernsehprogrammen im Internet zu erleichtern, muss
eine Ausnahmeregelung von den Vorschriften vorgesehen werden, die normalerweise
fur die Vergabe von Mehrgebietslizenzen fur die Online-Nutzung von Musikwerken
gelten. Eine solche Ausnahmeregelung sollte nur so weit gehen wie unbedingt nétig,
um den Online-Zugang zu HoOrfunk- und Fernsehprogrammen sowie zu Material zu
ermdglichen, das in einem klaren Unterordnungsverhaltnis zu dem urspringlichen
Programm steht und die Funktion einer Ergénzung, eines Vorspanns oder einer
Wiederholung hat. Die Ausnahmeregelung darf nicht zu Wettbewerbsverzerrungen im
Verhdtnis zu anderen Dienstleistungen, die Verbrauchern einen Online-Zugriff auf
einzelne Musik- oder audiovisuelle Werke verschaffen, oder Absprachen Uber die
Aufteilung von Markt- oder Kundensegmenten unter Verstold gegen die Artikel 101
und 102 des Vertrags Uber die Funktionsweise der Européischen Union flhren.

Es muss sichergestellt werden, dass die nach dieser Richtlinie erlassenen
einzelstaatlichen  Rechtsvorschriften auch tatséchlich  durchgesetzt  werden.
Verwertungsgesellschaften sollten ihren Mitgliedern besondere Beschwerde- und
Streitbeilegungsverfahren an die Hand geben. Diese Verfahren sollten auch den
anderen von der Verwertungsgesellschaft vertretenen Rechteinhabern zur Verfugung
stehen. Ferner sollte sichergestellt werden, dass die Mitgliedstaaten Uber unabhéangige,
unparteiische und effektive aternative Streitbeilegungsstellen verfigen, die
geschéftliche Streitigkeiten zwischen Verwertungsgesellschaften und Nutzern tber
bestehende oder geplante Lizenzbedingungen oder die Versagung einer Lizenz regeln
konnen.  Schliefdlich  konnte die  Wirksamkeit der Vorschriften  Uber
Mehrgebietdizenzen fir Online-Musikrechte darunter leiden, wenn Streitigkeiten
zwischen Verwertungsgesellschaften und den Ubrigen Beteiligten nicht schnell und
effizient durch unabhangige unparteiische Stellen gel6st wirden. Unbeschadet des
Rechts auf Anrufung eines Gerichts sollte daher ein leicht zugangliches, effizientes
und unparteiisches aternatives Verfahren zur Beilegung von Streitigkeiten zwischen
VerwertungsgeselIschaften auf der einen und Online-Musikanbietern, Rechteinhabern
oder anderen Verwertungsgesel | schaften auf der anderen Seite eingerichtet werden.

Aulerdem sollten die Mitgliedstaaten geeignete Verfahren vorsehen, mit deren Hilfe
gegen Verwertungsgesellschaften, die die Vorschriften nicht einhalten, Beschwerde
erhoben werden kann und die gewéhrleisten, dass gegebenenfalls verhaltnismaliige,
wirksame und abschreckende Sanktionen verhangt werden. Die Mitgliedstaaten sollten
festlegen, welche Behdrden fur die Abwicklung der Beschwerdeverfahren und
Sanktionen zustdndig sind. Um sicherzugehen, dass die Vorschriften Uber die
Erteilung von Mehrgebietslizenzen eingehalten werden, sollten besondere
Kontrollmechanismen festgelegt werden. Die zustandigen Behorden der
Mitgliedstaaten und die Europdischen Kommission sollten zu diesem Zweck
zusammenarbeiten.

Die Verwertungsgesellschaften missen das Recht auf Achtung des Privat- und
Familienlebens und auf Schutz der personenbezogenen Daten von Rechteinhabern,
Mitgliedern, Nutzern und sonstigen Personen, deren personenbezogene Daten sie
verarbeiten, wahren. Fir die im Rahmen dieser Richtlinie unter Aufsicht der
zustandigen Behorden der Mitgliedstaaten und insbesondere der von ihnen
bezeichneten unabhéngigen Offentlichen Stellen durchgefiihrte Verarbeitung
personenbezogener Daten gilt die Richtlinie 95/46/EG. Die Rechteinhaber sollten in
Ubereinstimmung mit den Artikeln 10 und 11 der Richtlinie 95/46/EG angemessen
Uber die Verarbeitung ihrer Daten, deren Empfénger, die Speicherfristen und die Art
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(39)

(40)

(41)

(42)

(43)

(44)

und Weise, wie sie ihr Auskunftsrecht oder ihr Recht auf Berichtigung oder L éschung
der sie betreffenden Daten wahrnehmen konnen, informiert werden. Vor alem
eindeutige ldentifikatoren, die die indirekte Identifizierung einer Person ermdglichen,
sollten al's personenbezogene Daten im Sinne von Artikel 2 Buchstabe a der Richtlinie
angesehen werden.

Diese Richtlinie stellt im Einklang mit Artikel 12 Buchstabeb der Richtlinie
95/46/EG, die jeder betroffenen Person das Recht auf Berichtigung, Loschung oder
Sperrung unvollstandiger oder unrichtiger Daten einrdumt, auf3erdem sicher, dass
unrichtige Informationen zu Rechteinhabern oder anderen Verwertungsgesellschaften
im Zusammenhang mit M ehrgebietslizenzen umgehend berichtigt werden.

Etwaige Vorschriften Gber Durchsetzungsmal3nahmen sollten die Zusténdigkeiten der
von den Mitgliedstaaten gemald Artikel 28 der Richtlinie 95/46/EG eingerichteten
unabhangigen offentlichen Stellen im Zusammenhang mit der Uberwachung der im
Zuge der Umsetzung dieser Richtlinie angenommenen einzelstaatlichen
Bestimmungen unberthrt lassen.

Die Richtlinie steht im Einklang mit den Grundrechten und Grundsétzen, die in der
Charta der Grundrechte der Européischen Union verankert sind. Die in der Richtlinie
geforderte Einrichtung von Streitbellegungsverfahren fir Mitglieder, Rechteinhaber,
Nutzer und Verwertungsgesellschaften sollte die Parteien nicht daran hindern, von
ihrem in der Charta der Grundrechte der Europaischen Union garantierten Recht auf
Zugang zu den Gerichten Gebrauch zu machen.

Dadie Ziele dieser Richtlinie, namlich eine verbesserte Kontrolle der Téatigkeiten von
Verwertungsgesellschaften durch deren Mitglieder, die Gewéhr eines hinreichenden
Males an Transparenz und verbesserte landerUbergreifende
Lizenzierungsmoglichkeiten fur die Online-Nutzung urheberrechtlich geschutzter
Musikwerke, auf Ebene der Mitgliedstaaten nicht ausreichend verwirklicht werden
konnen und wegen des Umfangs der Mal3nahme und ihrer Wirkungen daher besser auf
Unionsebene zu erreichen sind, kann die Union im Einklang mit dem in Artikel 5 des
Vertrags Uber die Europaische Union niedergelegten Subsidiaritétsprinzip tétig
werden. Entsprechend dem in demselben Artikel genannten Grundsatz der
Verhadltnismafligkeit geht diese Richtlinie nicht Gber das zur Erreichung dieser Ziele
erforderliche Mal3 hinaus.

Die Bestimmungen dieser Richtlinie lassen die Anwendung des Wettbewerbsrechts
und sonstiger einschlégiger Rechtsvorschriften, beispielsweise der Vorschriften zur
Vertraulichkeit, zu Geschaftsgeheimnissen, zur Privatsphdre und zum Zugang zu
Dokumenten sowie des Vertragsrechts und der Kollisionsnormen und Vorschriften zur
gerichtlichen Zustandigkeit im Rahmen des internationalen Privatrechts, unberihrt.

Gemal3 der Gemeinsamen Politischen Erklarung der Mitgliedstaaten und der
Kommission vom 28. September 2011 zu erlauternden Dokumenten haben sich die
Mitgliedstaaten verpflichtet, in begrindeten Fallen zusétzlich zur Mitteilung ihrer
Umsetzungsmal3nahmen ein oder mehrere Dokumente zu Ubermitteln, in denen der
Zusammenhang zwischen den Bestandteilen einer Richtlinie und den entsprechenden
Teilen einzelstaatlicher Umsetzungsinstrumente erlautert wird. Im Zusammenhang mit
der vorliegenden Richtlinie ist der Gesetzgeber der Auffassung, dass die Ubermittiung
solcher Unterlagen gerechtfertigt ist —
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HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

TITEL |

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 1
Gegenstand

Diese Richtlinie legt die Bestimmungen fest, die fir eine ordnungsgemal3e Wahrnehmung von
Urheber- und verwandten Schutzrechten durch Verwertungsgesellschaften notwendig sind.
Sie regelt darliber hinaus die Anforderungen an die Vergabe von Mehrgebietslizenzen durch
Verwertungsgesellschaften fir die Online-Nutzung von Urheberrechten an Musikwerken.

Artikel 2
Geltungsbereich

Die Titedl, 1l und IV mit Ausnahme der Artikel 36 und 40 gelten fur ale
Verwertungsgesel Ischaften mit Sitz in der Europaischen Union.

Titel 111 und Titel IV Artikel 36 und 40 gelten nur fur Verwertungsgesellschaften, die
Urheberrechte an Musikwerken fir die gebietsiibergreifende Online-Nutzung wahrnehmen.

Artikel 3
Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck

a) » Verwertungsgesellschaft* jede Organisation, die im Eigentum ihrer Mitglieder steht
oder die von ihren Mitgliedern beherrscht wird und die gesetzlich oder auf der
Grundlage einer Abtretungs-, Lizenz- oder sonstigen vertraglichen Vereinbarung von
mehr als einem Rechteinhaber damit beauftragt ist, ausschlief3dich oder hauptsachlich
Urheber- oder verwandte Schutzrechte wahrzunehmen;

b) »Rechteinhaber® jede natUrliche oder juristische Person mit Ausnahme von
Verwertungsgesellschaften, die Inhaber eines Urheber- oder eines verwandten
Schutzrechts ist oder die aufgrund eines Rechteverwertungsvertrags Anspruch auf
einen Anteil an den Einnahmen aus den von der Verwertungsgesellschaft
wahrgenommenen Rechten hat;

C) .Mitglied ener Verwertungsgesellschaft® einen Rechteinhaber oder eine
Einrichtung, die Rechteinhaber direkt vertritt, einschliefdlich  anderer
Verwertungsgesellschaften und Vereinigungen von Rechteinhabern, die die
Voraussetzungen fur die Mitgliedschaft in der Verwertungsgesellschaft erfillen;

d) »Satzung” die Satzung, die Grindungsbestimmungen oder die Grindungsurkunde
einer Verwertungsgesel lschaft;
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f)

Q)

h)

)

k)

»Direktor* den Alleingeschéftsfuhrer oder ein Mitglied des Verwaltungs-, Leitungs-
oder Aufsichtsorgans einer Verwertungsgesel |schaft;

»Einnahmen aus den Rechten® die von einer Verwertungsgesellschaft fur die
Rechteinhaber eingezogenen Betrége aus einem ausschliefdlichen Recht oder einem
Vergitungs- oder Ausgleichsanspruch;

» Verwaltungsgebihren® den von einer Verwertungsgesellschaft zur Deckung ihrer
Kosten fur die Wahrnehmung von Urheber- und verwandten Schutzrechten
erhobenen Betrag;

»Vertretungsvertrag® jeden Vertrag zwischen Verwertungsgesellschaften, mit dem
eine Verwertungsgesellschaft eine andere mit der Vertretung von Rechten an ihrem
Repertoire beauftragt, einschliefflich Vertrage gemal? Artikel 28 und 29;

»Nutzer* jede natUrliche oder juristische Person, die nicht als Verbraucher handelt
und Handlungen vornimmt, die der Erlaubnis der Rechteinhaber bedirfen und die die
Zahlung einer Vergitung oder eines Ausgleichs an die Rechteinhaber bedingen;

.Repertoire® die Werke oder sonstigen Schutzgegenstande, die einer
Verwertungsgesellschaft zwecks Wahrnehmung der Rechte daran tibertragen worden
sind;

»Mehrgebietdlizenz* eine Lizenz, die sich auf das Hoheitsgebiet von mehr als einem
Mitgliedstaat erstreckt;

,Online-Rechte an Musikwerken* Rechte an einem Musikwerk im Sinne der
Artikel 2 und 3 der Richtlinie 2001/29/EG, die fur die Bereitstellung eines Online-
Musikdienstes erforderlich sind;

,Online-Musikdienst“ eine Dienstleistung der Informationsgesellschaft im Sinne des

Artikels1 Nummer2 der Richtlinie 98/34/EG, die die Einrdumung von
Nutzungsrechten an Musikwerken voraussetzt.

TITEL |

VERWERTUNGSGESEL L SCHAFTEN

Kapitel 1

Mitgliedschaft und Organisation von Verwertungsgesellschaften

Artikel 4
Allgemeine Grundsatze

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Verwertungsgesellschaften im Interesse ihrer
Mitglieder handeln und Rechteinhabern, deren Rechte sie wahrnehmen, keine Pflichten
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auferlegen, die fur den Schutz der Rechte und Interessen der Rechteinhaber nicht objektiv
notwendig sind.

Artikel 5
Rechte der Rechteinhaber

1 Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Rechteinhaber die in den Absétzen 2 bis 7
niedergelegten Rechte haben und dass diese Rechte in der Satzung oder den
Mitgliedschaftsbedingungen der Verwertungsgesellschaft aufgefihrt sind.

2. Die Rechteinhaber haben das Recht, eine Verwertungsgesel I schaft ihrer Wahl mit der
Wahrnehmung von Rechten oder Kategorien von Rechten an ihren Werken und
sonstigen Schutzgegenstéanden ihrer Wahl oder an bestimmten Arten dieser Werke
und Schutzgegenstdnde in den Mitgliedstaaten ihrer Wahl ungeachtet des
Mitgliedstaats des Wohnsitzes, der Niederlassung oder der Staatsangehorigkeit des
Rechteinhabers beziehungswei se der Verwertungsgesellschaft zu beauftragen.

3. Die Rechteinhaber haben das Recht, unter Einhaltung einer angemessenen Frist von
hdchstens sechs Monaten den Wahrnehmungsauftrag der Verwertungsgesellschaft
vollstéandig oder teilweise in Bezug auf bestimmte Rechte, Kategorien von Rechten
oder Rechte an bestimmten Arten von Werken und sonstigen Schutzgegenstanden
ihrer  Wahl in den Mitgliedstaaten ihrer Wahl zu beenden. Die
Verwertungsgesellschaft kann beschlief3en, dass eine solche vollsténdige oder
teilwei se Beendigung des Wahrnehmungsauftrags nur in der Mitte oder am Ende des
Geschéftgahres, je nachdem welcher Zeitpunkt friher auf den Ablauf der Frist folgt,
wirksam wird.

4. Stehen einem Rechteinhaber Betrége aus Verwertungshandlungen zu, die erfolgt
sind, bevor die vollsténdige oder teilweise Beendigung des Wahrnehmungsauftrags
wirksam wurde, oder aus einer zuvor erteilten Lizenz, behdlt der Rechteinhaber seine
Rechte nach den Artikedn12, 16, 18 und 34 in Bezug auf diese
V erwertungshandlungen.

5. Verwertungsgesell schaften dirfen die Austibung von Rechten geméai3 den Absétzen 3
und 4 nicht dadurch beschranken, dass sie verlangen, ene andere
Verwertungsgesellschaft mit der Wahrnehmung von Rechten oder von Kategorien
von Rechten oder von Rechten an bestimmten Arten von Werken und sonstigen
Schutzgegenstdnden zu betrauen, in Bezug auf die der Wahrnehmungsauftrag
vollstéandig oder teilweise beendet wurde.

6. Die Mitgliedstaaten  stellen  sicher, dass der Rechteinhaber ener
Verwertungsgesellschaft ausdricklich fir jedes Recht oder jede Kategorie von
Rechten oder fur die Rechte an bestimmten Arten von Werken und sonstigen
Schutzgegenstanden in schriftlich dokumentierter Form seine Zustimmung zur
Wahrnehmung dieser Rechte erteilt.

7. Die Verwertungsgesellschaft klért die Rechteinhaber Uber die ihnen nach den
Absdtzen 1 bis6 zustehenden Rechte auf, bevor sie die Zustimmung der
Rechteinhaber zur Wahrnehmung von Rechten, Kategorien von Rechten oder von
Rechten an bestimmten Arten von Werken und sonstigen Schutzgegensténden
einholt.
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Die Verwertungsgesellschaften klaren ihre Mitglieder innerhalb von sechs Monaten
nach Ablauf der Umsetzungsfrist dieser Richtlinie Uber die ihnen nach den
Absétzen 1 bis 6 zustehenden Rechte auf.

Artikel 6
Mitgliedschaftsbedingungen von Verwertungsgesel | schaften

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Bestimmungen der Absétze 2 bis 5 von
den Verwertungsgesel |schaften eingehalten werden.

Die Verwertungsgesellschaften nehmen Rechteinhaber als Mitglieder auf, wenn
diese die Mitgliedschaftsbedingungen erfullen. Der Antrag auf Aufnahme als
Mitglied darf nur auf der Grundlage objektiver Kriterien abgelehnt werden. Diese
Kriterien werden in die Satzung oder die Mitgliedschaftsbedingungen der
V erwertungsgesel | schaften aufgenommen und veroffentlicht.

In der Satzung der Verwertungsgesellschaften sind geeignete, wirksame Verfahren
far die Mitwirkung ihrer Mitglieder an der Beschlussfassung der
Verwertungsgesellschaft vorzusehen. Die verschiedenen Gruppen von Mitgliedern
missen ausgewogen und fair bei der Beschlussfassung vertreten sein.

Die Verwertungsgesellschaften erlauben ihren Mitgliedern die Verwendung
elektronischer  Kommunikationsmittel auch  zwecks  Ausllbung  von
Mitgliedschaftsrechten. Die Verwendung elektronischer Kommunikationsmittel ist
unabhangig vom Wohnsitz oder Niederlassungsort des Mitglieds.

Die Verwertungsgesellschaften fihren Mitgliederverzeichnisse, die regelmalig
aktualisert werden, so dass Identitdt und Wohnsitz beziehungsweise
Niederlassungsort ihrer Mitglieder zuverl&ssig festgestellt werden konnen.

Artikel 7
Mitgliederversammlung der Verwertungsgesellschaft

Die Mitgliedstaaten dstellen sicher, dass die Mitgliederversammlung der
V erwertungsgesel | schaften nach Mal3gabe der Absétze 2 bis 8 abgehalten wird.

Mindestens einmal  jahrlich wird ene Mitgliederversammlung  der
V erwertungsgesell schaft einberufen.

Die Mitgliederversammlung genehmigt Anderungen an der Satzung und den
Mitgliedschaftsbedingungen, soweit diese nicht in der Satzung geregelt sind.

Die Mitgliederversasmmlung beschlief3t Gber die Ernennung und Entlassung der
Direktoren und genehmigt deren Vergitung und andere Leistungen, darunter
geldwerte Leistungen, Altersversorgung, Anspriiche auf sonstige Zuwendungen und
Abfindungen.

Die Mitgliederversammlung beschliefdt nicht Uber die Ernennung oder Entlassung
von Mitgliedern des Leitungsorgans beziehungsweise des Alleingeschéaftsfuhrers,
wenn das Aufsichtsorgan hierzu befugt ist.
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Die Mitgliederversammlung beschlieft geméa3 Titel 11 Kapitel 2 mindestens Uber:

a) die Art und Weise der Verteilung und Ausschittung der den Rechteinhabern
zustehenden Betrége, es sei denn, die Mitgliederversammliung beschlief,
diesen Beschluss dem Gremium zu Ubertragen, das in der
VerwertungsgeselIschaft die Aufsicht austibt;

b) die Verwendung der den Rechteinhabern zustehenden Betrage, die nicht gemal3
Artikel 12 Absatz 2 ausgeschittet werden konnen, es sa denn, die
Mitgliederversammlung beschliefdt, diesen Beschluss dem Gremium zu
Ubertragen, das in der Verwertungsgesellschaft die Aufsicht ausiibt;

c¢) die algemeine Anlagepolitik in Bezug auf die Einnahmen aus den Rechten,
einschliefdlich Uber die Vergabe von Darlehen und die Stellung von
Darlehenssicherheiten oder -burgschaften;

d) dieRegelnfir die Abzige von den Einnahmen aus den Rechten.

Die Mitgliederversammlung kontrolliert die Tétigkeit der Verwertungsgesellschaft,
indem sie mindestens die Bestellung und Entlassung des Abschlussprifers beschliefit
und den jahrlichen Transparenzbericht sowie den Prifungsbericht des
Abschlussprifers genehmigt.

Jede Beschrénkung des Rechts der Mitglieder der Verwertungsgesellschaft, an der
Mitgliederversammlung teilzunehmen und dort ihr Stimmrecht auszuliben, muss fair
und verhaltnismafdig und auf folgende Kriterien gestiitzt sein:

a)  Dauer der Mitgliedschaft,

b) Betrége, die ein Mitglied in dem betreffenden Geschaftgahr erhalten hat oder
die ihm zustehen.

Diese Kriterien sind in die Satzung oder die Mitgliedschaftsbedingungen der
Verwertungsgesellschaft aufzunehmen und gemdld den Artikeln17 und 19 zu
veroffentlichen.

Jedes Mitglied einer Verwertungsgesellschaft hat das Recht, eine andere naturliche
oder juristische Person zum Vertreter zu bestellen, die in seinem Namen an der
Mitgliederversammlung teilnimmt und sein Stimmrecht austibt.

Artikel 8
Aufsi chtsfunktion

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Verwertungsgesellschaften eine
Aufsichtsfunktion fir die kontinuierliche Uberwachung der Tétigkeit und der
Aufgabenerfillung der Personen einrichten, die in der Verwertungsgesellschaft mit
Geschéftsfihrungsaufgaben  betraut sind. In dem Gremium, das diese
Aufsichtsfunktion wahrnimmt, ist im Interesse einer wirksamen Beteiligung der
Mitglieder der Verwertungsgesellschaft eine faire und ausgewogene Vertretung
dieser Mitglieder sicherzustellen.
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Das Gremium, das die Aufsichtsfunktion wahrnimmt, tritt regelméaldig zusammen und
verfligt mindestens Uber folgende Befugnisse:

a)  Genehmigung des Erwerbs von Immobilien durch die Verwertungsgesel I schaft,

b) Genehmigung der Grindung von Tochtergesellschaften, der Ubernahme
anderer Gesellschaften und Vereinigungen, des Erwerbs von Anteilen oder
Rechten an diesen sowie von Zusammenschllissen und Allianzen,

¢) Genehmigung der Aufnahme und Vergabe von Darlehen sowie der Stellung
von Darlehenssicherheiten oder -burgschaften.

Die Mitgliedstaaten konnen beschlief3en, dass die Abséize1 und 2 nicht fur eine
Verwertungsgeselschaft gelten, die zum Bilanzstichtag die Grenzwerte von zwei der
drei folgenden Kriterien nicht Gberschreitet:

a)  Bilanzsumme: 350 000 EUR,
b)  Nettoumsatz: 700 000 EUR,

c¢) durchschnittliche Zahl der Beschéftigten wahrend des Geschaftsjahres. zehn.

Artikel 9
Pflichten der die Geschéfte der Verwertungsgesellschaft fiihrenden Personen

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Personen, die tatséchlich die Geschéfte
einer Verwertungsgesellschaft fihren, sowie deren Direktoren mit Ausnahme der
Direktoren, die Aufsichtsfunktionen wahrnehmen, die Geschédfte der
Verwertungsgesellschaft  unter  Verwendung  solider  Verwaltungss und
Rechnungslegungsverfahren und interner Kontrollmechanismen solide und umsichtig
fahren.

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Personen, die tatsachlich die Geschéfte
einer Verwertungsgesellschaft flhren, sowie deren Direktoren mit Ausnahme der
Direktoren, die Aufsichtsfunktionen wahrnehmen, Verfahren zur Vermeidung von
Interessenkonflikten festlegen. Die Verwertungsgesellschaften muissen Uber
Verfahren verfigen, mit denen sie Interessenkonflikte erkennen, ausréumen,
Uberwachen und offenlegen konnen, um zu verhindern, dass sich diese
Interessenkonflikte nachteilig auf die Interessen ihrer Mitglieder auswirken.

Zu diesen Verfahren gehdrt die jahrliche Abgabe einer individuellen Erklarung
dieser Personen und Direktoren gegenuber dem Gremium, das die Aufsichtsfunktion
wahrnimmt, mit folgenden Angaben:

a) Beteiligungen an der Verwertungsgesell schaft,

b) wvon der Verwertungsgesellschaft bezogene Vergitungen einschlief3ich
Altersversorgung, Sachleistungen und Vergunstigungen anderer Art,

Cc) in der Eigenschaft als Rechteinhaber von der Verwertungsgesellschaft
erhaltene Betrage,
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d) ene Erkld&rung zu einem etwaigen tatsachlichen oder maoglichen Konflikt
zwischen  personlichen Interessen und den  Interessen  der
Verwertungsgesellschaft  oder  zwischen  Pflichten  gegenuber  der
Verwertungsgesellschaft und Pflichten gegentiber einer anderen juristischen
oder naturlichen Person.

Kapitel 2

Verwaltung der Einnahmen aus den Rechten

Artikel 10
Einziehung und Verwendung der Einnahmen aus den Rechten

Bei der Einziehung und der Verwaltung der Einnahmen aus den Rechten gehen die
V erwertungsgesel | schaften mit der gebotenen Sorgfalt vor.

Die Verwertungsgesellschaften verwalten die Einnahmen aus den Rechten und die
Ertréage aus den Anlagen dieser Einnahmen getrennt von ihrem eigenen Vermogen,
den Einnahmen aus ihren Verwaltungsleistungen und den Einnahmen aus sonstiger
Tétigkeit.

Die Verwertungsgesellschaften dirfen die Einnahmen aus den Rechten und die
Ertréage aus den Anlagen dieser Einnahmen nicht fir eigene Rechnung verwenden;
sie durfen lediglich von diesen Einnahmen die Verwal tungsgebtihren einbehal ten.

Legt eine Verwertungsgesellschaft bis zur Ausschittung der den Rechteinhabern
zustehenden Betrage die Einnahmen aus den Rechten und die Ertrége aus den
Anlagen dieser Einnahmen an, so geschieht dies im Einklang mit der allgemeinen
Anlagepolitik im Sinne des Artikels 7 Absatz 5 Buchstabe ¢ und den nachstehenden
Bestimmungen:

a) Die Einnahmen werden im Interesse der Mitglieder angelegt; im Falle eines
maoglichen Interessenkonflikts sorgt die Verwertungsgesellschaft dafir, dass
die Anlage einzig und allein im Interesse der Mitglieder erfolgt.

b)  Die Einnahmen sind so anzulegen, dass die Sicherheit, Qualitét, Liquiditat und
Rentabilitét des Portfolios insgesamt gewahrleistet ist.

c¢) Die Anlagen sind in angemessener Weise so zu streuen, dass eine Uberméfdige
Abhangigkeit von einem bestimmten Vermdgenswert und eine
Risikokonzentration im Portfolio insgesamt vermieden werden.

Artikel 11
Abzige

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Abziige von den Einnahmen aus den
Rechten gemal3 Artikel 16 Buchstabe e in den Vereinbarungen, die das Verhdtnis
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der Verwertungsgesellschaft zu ihren Mitgliedern und den Rechteinhabern regeln,
aufgefihrt sind.

Erbringt eine Verwertungsgesellschaft soziale, kulturelle oder Bildungsleistungen,
die durch Abziige von den Einnahmen aus den Rechten finanziert werden, stellen die
Mitgliedstaaten sicher, dass Rechteinhaber einen Anspruch auf folgende Leistungen
haben:

a) soziae, kulturelle oder Bildungsleistungen auf der Basis fairer Kriterien,
insbesondere im Hinblick auf den Zugang zu solchen Leistungen und deren
Umfang;

b) Rechteinhaber, die den  Wahrnehmungsauftrag  gegeniber  der
Verwertungsgesellschaft vollstandig oder teilweise in Bezug auf bestimmte
Rechte, Kategorien von Rechten oder Rechte an bestimmten Arten von Werken
und sonstigen Schutzgegensténden beendet haben, haben weiterhin Zugang zu
diesen Leistungen. Als Kriterien konnen in Bezug auf den Zugang zu den
betreffenden Leistungen und deren Umfang die von diesen Rechteinhabern
erzielten Einnahmen aus den Rechten und die Dauer des
Wahrnehmungsauftrags herangezogen werden, sofern diese Kriterien auch fir
Rechteinhaber gelten, die ihren Wahrnehmungsauftrag gegentber der
Verwertungsgesellschaft nicht vollstdndig oder nicht teilweise in Bezug auf
bestimmte Rechte, Kategorien von Rechten oder Rechte an bestimmten Arten
von Werken und sonstigen Schutzgegenstanden beendet haben.

Artikel 12
Ausschittung an die Rechteinhaber

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Verwertungsgesellschaften die Betrage,
die den von ihnen vertretenen Rechteinhabern zustehen, regelmaldig und mit der
gebotenen Sorgfalt an diese Rechteinhaber verteilen und ausschitten. Die
Verwertungsgesellschaften nehmen die Verteilung und Ausschittung spatestens
zwolf Monate nach Ablauf des Geschéftgahres vor, in dem die Einnahmen aus den
Rechten angefallen sind, es sa denn, es ist ihnen aus objektiven Grinden
insbesondere im Zusammenhang mit Meldungen von Nutzern, der Feststellung der
Rechte oder Rechteinhaber oder der Zuordnung von Werken und anderen
Schutzgegenstanden zu dem jeweiligen Rechteinhaber nicht moglich, diese Frist
einzuhalten. Die Verwertungsgesellschaften nehmen die Vertellung und
Ausschittung korrekt unter Gleichbehandlung aler Gruppen von Rechteinhabern
Vvor.

Konnen die den Rechteinhabern zustehenden Betrage nicht nach Ablauf von funf
Jahren nach dem Ende des Geschéftgahres, in dem die Einnahmen aus den Rechten
angefallen sind, ausgeschittet werden und hat die Verwertungsgesellschaft alle
notwendigen Schritte unternommen, um die Rechteinhaber zu ermitteln und
ausfindig zu machen, beschliefd die Verwertungsgesellschaft gemald Artikel 7
Absatz 5 Buchstabe b Uber die Verwendung dieser Betrage unbeschadet des Rechts
der Rechteinhaber, die Betrdge von der Verwertungsgesel | schaft zurtickzufordern.

Als notwendige Schritte im Sinne des Absatzes2 gelten unter anderem die
Uberpriifung des Mitgliederverzeichnisses und die sowohl an die Mitglieder der
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Verwertungsgesellschaft als auch an die Offentlichkeit gerichtete Verdffentlichung
einer Liste der Werke und sonstigen Schutzgegenstande, deren Rechteinhaber nicht
oder nicht vollstandig ermittelt oder ausfindig gemacht werden konnten.

Kapitel 3

Rechtewahrnehmung flr andere Verwertungsgesel Ischaften

Artikel 13
Auf der Grundlage von Vertretungsvertragen wahrgenommene Rechte

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass eine Verwertungsgesellschaft zwischen ihren
Mitgliedern und Rechteinhabern, deren Rechte sie auf der Grundlage eines
Vertretungsvertrags wahrnimmt, keine Unterscheidung insbesondere hinsichtlich der
anwendbaren Tarife, Verwaltungsgebihren und der Bedingungen fir die Einziehung der
Einnahmen und die Verteilung der den Rechteinhabern zustehenden Betrége vornimmt.

Artikel 14
Abziige und Zahlungen bei Vertretungsvertragen

1. Die Verwertungsgesellschaften ziehen von den Einnahmen aus den Rechten, die
ihnen aus einem Vertretungsvertrag mit einer anderen Verwertungsgesellschaft
zuflief3en, keine anderen Betrage als die Verwaltungsgebihren ab, es sei denn, die
andere Verwertungsgesellschaft hat einem solchen Abzug ausdrticklich zugestimmt.

2. Die Verwertungsgesellschaften verteilen regelmafiig, korrekt und mit der gebotenen
Sorgfalt an die anderen Verwertungsgesellschaften die diesen zustehenden Betrége
und zahlen sie ihnen aus.

Kapitel 4

Verhaltnis zu den Nutzern

Artikel 15
Lizenzvergabe

1 Verwertungsgesellschaften und Nutzer fihren nach Treu und Glauben
Verhandlungen Uber die Lizenzierung von Nutzungsrechten und tauschen dabel alle
notwendigen Informationen tber ihre jeweiligen Leistungen aus.

2. Die Lizenzbedingungen sind auf objektive Kriterien zu stiitzen, insbhesondere in
Bezug auf die Tarifgestaltung.

Tarife fur ausschlief’liche Rechte haben den Marktwert der Rechte und der von der
Verwertungsgesel I schaft erbrachten L eistungen widerzuspiegeln.
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In Ermangelung einer einzelstaatlichen Regelung, die die Betrage bestimmt, die den
Rechteinhabern aus Vergitungs- und Ausgleichsanspriichen zustehen, legen die
Verwertungsgesellschaften bei der Bestimmung dieser Betrége den Marktwert der
fraglichen Rechte zugrunde.

Die Verwertungsgesellschaften erlauben den Nutzern die Verwendung elektronischer
Kommunikationsmittel, gegebenenfalls auch fir Meldungen Gber Lizenznutzungen.

Kapitel 5

Transparenz und Berichtspflichten

Artikel 16
Information der Rechteinhaber Uber die Wahrnehmung ihrer Rechte

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass eine Verwertungsgesellschaft mindestens einmal
jahrlich fur jeden Rechteinhaber, den sie vertritt, elektronisch Informationen bereitstellt Gber:

a)

b)

f)

9)

h)

alle personenbezogenen Daten, die von der Verwertungsgesellschaft mit
Genehmigung des Rechteinhabers unter anderem dazu verwendet werden kdnnen,
den Rechteinhaber zu ermitteln und ausfindig zu machen,

die Einnahmen aus den Rechten des Rechteinhabers,

die dem Rechteinhaber fur jede Kategorie der wahrgenommenen Rechte und jede
Nutzungsart zustehenden und von der Verwertungsgesellschaft im betreffenden
Zeitraum ausgezahlten Betrage,

den Zeitraum, in dem die Nutzungen, fir die dem Rechteinhaber Vergitungen
zustehen, stattgefunden haben,

dieim betreffenden Zeitraum fur Verwaltungsgebihren vorgenommenen Abzlge,

die im betreffenden Zeitraum fir andere Zwecke as Verwaltungsgebihren
vorgenommenen Abzige einschliefflich der gesetzlich vorgeschriebenen Abzlge fir
die Bereitstellung von sozialen, kulturellen oder Bildungsleistungen,

dem Rechteinhaber zustehende Betrage, die im betreffenden Zeitraum noch nicht
ausgezahlt wurden,

die verfligbaren Beschwerde- und Streitbeilegungsverfahren gemald den Artikeln 34
und 36.
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Artikel 17

Information anderer Verwertungsgesellschaften tber die Wahrnehmung von Rechten auf der

Die

Grundlage von Vertretungsvertragen

Mitgliedstaaten stellen  sicher, dass die Verwertungsgesellschaften den

Verwertungsgesellschaften, fir die sie auf der Grundlage eines Vertretungsvertrags fir einen
bestimmten Zeitraum Rechte wahrnehmen, mindestens einmal jahrlich elektronisch
Informationen bereitstellen Uber:

a)

b)

d)

die Betrage, die den Rechteinhabern fir jede Kategorie der wahrgenommenen Rechte
und jede Nutzungsart zustehen und die von der Verwertungsgesellschaft fur die
Lizenzierung der von ihr auf der Grundlage des Vertretungsvertrags
wahrgenommenen Rechte ausgezahlt wurden,

die fur Verwaltungsgebihren und fir andere Zwecke vorgenommenen Abzlige,

die Lizenzen und Einnahmen in Bezug auf Werke, die zum Repertoire gehdren, das
Gegenstand des Vertretungsvertragsiist,

Beschlisse der Mitgliederversammlung.

Artikel 18

Information der Rechteinhaber, Mitglieder, anderer Verwertungsgesellschaften und Nutzer

auf Anfrage

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Verwertungsgesellschaften ohne
ungebtihrliche Verzégerung auf Anfrage eines von ihnen vertretenen Rechteinhabers,
einer von ihnen auf der Grundlage eines Vertretungsvertrags vertretenen
Verwertungsgesellschaft oder eines Nutzers elektronisch Informationen bereitstellen
Uber:

a)  Standardlizenzvertrége und anwendbare Tarife,

b)  das Repertoire und die von ihnen wahrgenommenen Rechte sowie die erfassten
Mitgliedstaaten,

c) die von ihnen geschlossenen Vertretungsvertrége einschliefdlich Angaben zu
den jewells beteiligten Verwertungsgesellschaften, zum vertretenen Repertoire
und zum réumlichen Geltungsbereich.

Darlber hinaus stellen die Verwertungsgesellschaften auf Anfrage eines
Rechteinhabers oder einer Verwertungsgesellschaft ale Informationen tber Werke
bereit, deren Rechteinhaber nicht oder nicht vollstdndig ermittelt wurden,
einschliefdich — falls bekannt — den Titel des Werks, den Namen des Urhebers, den
Namen des Verlegers und sonstige sachdienliche Informationen, die zur Ermittiung
der Rechteinhaber erforderlich sein konnten.
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Artikel 19
Offenlegung

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Verwertungsgesellschaften folgende
Informationen verdffentlichen:

a) die Satzung,

b) die Mitgliedschaftsbedingungen und die Bedingungen fur die Beendigung des
Wahrnehmungsauftrags, sofern sie nicht in der Satzung enthalten sind,

c¢) dielListeder Personen gemald Artikel 9,
d) dieRegelnfir dieVerteilung der den Rechteinhabern zustehenden Betrége,
e) die Bestimmungen zu den Verwaltungsgebihren,

f)  die Regeln fur andere Abzige von den Einnahmen aus den Rechten als
Verwaltungsgebihren, einschliefdlich Abzige fiur soziale, kulturelle und
Bildungsleistungen,

g) die verfugbaren Beschwerde- und Streitbeilegungsverfahren gemafd den
Artikeln 34, 35 und 36.

Die Informationen nach Absatz1l werden auf der Website jeder
Verwertungsgesell schaft veroffentlicht und bleiben dort 6ffentlich zuganglich.

Die Verwertungsgesellschaften halten die Informationen gemald Absatz 1 auf dem
neuesten Stand.

Artikel 20
Jahrlicher Transparenzbericht

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Verwertungsgesellschaften ungeachtet
ihrer Rechtsform nach einzelstaatlichem Recht fir jedes Geschaftgahr spatestens
sechs Monate nach dessen Ablauf einen jahrlichen Transparenzbericht mit einem
gesonderten Bericht Uber ihre sozialen, kulturellen und Bildungsleistungen aufstellen
und verdffentlichen. Der jahrliche Transparenzbericht wird von allen Direktoren
unterzeichnet.

Der jahrliche Transparenzbericht wird auf der Website der Verwertungsgesellschaft
veroffentlicht und bleibt dort mindestens fiinf Jahre lang 6ffentlich zugéanglich.

Der jahrliche Transparenzbericht enthélt mindestens die in Anhang | aufgefiihrten
Angaben.

Der gesonderte Bericht nach Absatz 1 gibt Aufschluss lUber die Betrage, die fir

soziae, kulturelle und Bildungszwecke einbehalten wurden, und enthdlt mindestens
diein Anhang | unter Nummer 3 aufgefihrten Angaben.
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Die im Transparenzbericht enthaltenen Zahlenangaben werden von einer oder
mehreren Personen gepriift, die gemaB der Richtlinie 2006/43/EG? des
Europai schen Parlaments und des Rates vom 17. Mai 2006 uber Abschlussprifungen
von Jahresabschlissen und konsolidierten  Abschlissen  gesetzlich  zur
Abschlussprifung zugel assen sind.

Der Profungsbericht und etwaige Einschrankungen sind im  jahrlichen
Transparenzbericht vollsténdig wiederzugeben.

Im Sinne dieses Absatzes umfassen die Zahlenangaben die Jahresabschliisse gemal3
Nummer 1 Buchstabe a des Anhangs | sowie sonstige Finanzinformationen gemal3
Nummer 1 Buchstaben f und g und Nummer 2 des Anhangs|.

Die Mitgliedstaaten kénnen beschlief3en, dass Nummer 1 Buchstaben a, f und g des
Anhangs| nicht fir eine Verwertungsgesellschaft gilt, die zum Bilanzstichtag die
Grenzwerte von zwei der drel folgenden Kriterien nicht Uberschreitet:

a)  Bilanzsumme: 350 000 EUR,
b)  Nettoumsatz: 700 000 EUR,

¢) durchschnittliche Zahl der Beschéftigten wahrend des Geschaftsjahres. zehn.

TITEL I

VERGABE VON MEHRGEBIETSLIZENZEN FUR ONLINE-RECHTE AN
M USIKWERKEN DURCH VERWERTUNGSGESEL L SCHAFTEN

Artikel 21
Vergabe von Mehrgebietslizenzen im Binnenmarkt

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die in ihrem Hoheitsgebiet niedergel assenen
VerwertungsgeselIschaften bel der Vergabe von Mehrgebietdizenzen fur Online-
Rechte an Musikwerken die Bestimmungen dieses Titels beachten.

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Beachtung dieser Bestimmungen durch
die Verwertungsgesellschaften von den in Artikel 39 genannten zusténdigen
Behorden wirksam Uberprift werden kann.

Artikel 22
Kapaztaten zur Verarbeitung von Mehrgebietslizenzen

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Verwertungsgesellschaften, die
Mehrgebietdizenzen fir Online-Rechte an Musikwerken vergeben, Uber
ausreichende Kapazitdten zur effizienten und transparenten elektronischen

ABI. L 157 vom 9.6.2006, S. 87.
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Verarbeitung der fur die Verwaltung dieser Lizenzen erforderlichen Daten verfiigen,
darunter zur Zuordnung des Repertoires und Uberwachung von dessen Nutzung,
Ausstellung von Rechnungen, Einziehung von Einnahmen aus der Rechtenutzung
und Ausschittung der den Rechteinhabern zustehenden Betrége.

Fir die Zwecke des Absatzes 1 mussen die Verwertungsgesellschaften mindestens
folgende V oraussetzungen erfillen:

a) Fahigkeit zur korrekten Zuordnung der einzelnen Muskwerke, die die
V erwertungsgesel |schaften vertreten dirfen, oder von Teilen dieser Werke;

b)  Fahigkeit zur korrekten Zuordnung der Rechte — in ihrer Gesamtheit oder
einzeln - an jedem Musikwerk, das die Verwertungsgesellschaften vertreten
durfen, oder an Teilen davon sowie die Fahigkeit zur korrekten Zuordnung der
Rechteinhaber in Bezug auf jeden Mitgliedstaat, fir den die
Verwertungsgesellschaft beauftragt wurde;

¢) Verwendung eindeutiger Identifikatoren fur Rechteinhaber und Musikwerke
unter moglichst weitgehender Berlicksichtigung freiwilliger branchentblicher
Standards und Praktiken, die auf internationaler oder EU-Ebene entwickelt
wurden;

d) Bericksichtigung etwaiger Anderungen der unter Buchstabe a aufgefiihrten
Informationen ohne ungebuhrliche Verzogerung;

€) Fahigkeit zur raschen und wirksamen Erkennung und Behebung von
Unstimmigkeiten bei den Daten im Besitz anderer Verwertungsgesellschaften,
die Mehrgebietdizenzen fir Online-Rechte an Musikwerken vergeben.

Artikel 23
Transparenz der Informationen Uber gebietsiiber greifende Repertoires

Verwertungsgesellschaften, die Mehrgebietdizenzen fur Online-Rechte an
Musikwerken vergeben, Gbermitteln den Anbietern von Online-Musikdiensten, den
Rechteinhabern und anderen Verwertungsgesellschaften auf elektronischem Wege
aktuelle Informationen, anhand deren das Online-Musikrepertoire, das sie vertreten,
zugeordnet werden kann. Die Informationen umfassen die Musikwerke, Rechte - in
ihrer Gesamtheit oder einzeln — und Mitgliedstaaten, soweit sie von ihrem
Wahrnehmungsauftrag erfasst sind.

Die Verwertungsgesellschaften kdnnen vertretbare Mal3nahmen zur Gewahrleistung
der Korrektheit und Integritdt der Daten, zur Kontrolle der Weiterverwendung und
zum Schutz personenbezogener Daten und wirtschaftlich sensibler Informationen
ergreifen.

Artikel 24
Korrektheit der Informationen Uber gebietsiibergreifende Repertoires

Verwertungsgesellschaften, die Mehrgebietdizenzen fir Online-Rechte an
Musikwerken vergeben, miissen Uber Verfahren verfigen, die es den Rechteinhabern
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und anderen V erwertungsgesell schaften ermdglichen, die Daten, auf diein Artikel 22
Absatz2 Bezug genommen wird, oder die gemald Artikel 23 vorgelegten
Informationen  zu  beanstanden, @ wenn  diese  Rechteinhaber  und
Verwertungsgesellschaften Grund zu der Annahme haben, dass die Daten oder
Informationen zu ihren Online-Nutzungsrechten an Musikwerken nicht korrekt sind.
Ist die Beanstandung hinreichend begrindet, sorgt die betreffende
Verwertungsgesellschaft dafir, dass die Informationen ohne ungebihrliche
Verzodgerung berichtigt werden.

Die Verwertungsgesdllschaften stellen sicher, dass die Rechteinhaber, deren
Musikwerke zu ihren Musikrepertoires gehoren, auf elektronischem Wege
Informationen zu ihren Musikwerken oder zu ihren Rechten an diesen Werken
Ubermitteln kénnen. Dabei berlicksichtigen die Verwertungsgesellschaften und die
Rechteinhaber so weit wie moglich branchenibliche Standards und Praktiken fir den
Datenaustausch, die auf internationaler oder EU-Ebene entwickelt wurden und die es
den Rechteinhabern ermoglichen, das Musikwerk oder Teile davon, die Online-
Rechte — in ihrer Gesamtheit oder einzeln - und die Mitgliedstaaten, fir die die
Rechteinhaber der jeweiligen Verwertungsgesellschaft einen Wahrnehmungsauftrag
erteilt haben, anzugeben.

Artikel 25
Korrekte und ziigige Berichter stattung und Rechnungsstellung

Die Vewertungsgesellschaften tUberwachen die Nutzung der Online-Rechte an
Musikwerken, die sie in ihrer Gesamtheit oder einzeln vertreten, durch Anbieter von
Online-Musikdiensten, denen sie eine Mehrgebietslizenz erteilt haben.

Die Verwertungsgesellschaften bieten Anbietern von Online-Musikdiensten die
Moglichkeit, die Online-Nutzung von Musikwerken auf elektronischem Wege zu
melden. Sie bieten mindestens eine Meldemethode an, die auf freiwilligen, auf
internationaler oder EU-Ebene entwickelten, branchentblichen Standards oder
Praktiken fur den elektronischen Datenaustausch beruht. Sie kdnnen eine Meldung
im Format des Anbieters ablehnen, wenn sie die Meldung nach einem
branchentiblichen Standard fUr den el ektronischen Datenaustausch ermdglichen.

Die Verwertungsgesellschaften stellen den Anbietern von Online-Musikdiensten
elektronische Rechnungen aus. Sie bieten mindestens ein Format an, das auf
freiwilligen, auf internationaler oder EU-Ebene entwickelten, branchentblichen
Standards oder Praktiken beruht. Auf der Rechnung werden die Werke und Rechte,
die in ihrer Gesamtheit oder einzeln Gegenstand der Lizenz sind, auf der Grundlage
der Daten, auf die in Artikel 22 Absatz2 Bezug genommen wird, sowie die
tatsachliche Nutzung der Rechte angegeben, soweit dies auf der Grundlage der
Angaben des Nutzers und des Formats dieser Angaben moglich ist.

Die Verwertungsgesellschaften stellen den Anbietern von Online-Musikdiensten
nach Meldung der tatséchlichen Nutzung von Online-Rechten an Musikwerken
unverziglich eine korrekte Rechnung aus, es sei denn, eine unverzigliche
Rechnungsstellung ist aus Grinden, die der Anbieter des Online-Musikdienstes zu
verantworten hat, nicht moglich.
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5. Die Vewertungsgesellschaften verfligen Uber adaguate Verfahren fir
Rechnungsbeanstandungen vonseiten der Anbieter von Online-Musikdiensten,
darunter auch fur den Fall, dass ein Anbieter von einer oder mehreren
Verwertungsgesellschaften  mehrfach  Rechnungen  fir  diesedlben  Online-
Nutzungsrechte an ein- und demselben Musikwerk erhélt.

Artikel 26
Ordnungsgemafie und unver zigliche Verguitung der Rechteinhaber

1. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Verwertungsgesellschaften, die
Mehrgebietslizenzen fur Online-Rechte an Musikwerken vergeben, die den
Rechteinhabern aus solchen Lizenzen zustehenden Betrage ordnungsgemal® und
unverziglich nach Meldung der tatsachlichen Nutzung des Werkes zahlen, es sei
denn, eine unverzigliche Auszahlung ist aus Grinden, die der Anbieter eines Online-
Musikdienstes zu verantworten hat, nicht moglich.

2. Die Verwertungsgesellschaften legen den Rechteinhabern mindestens folgende
Angaben vor:

a) Zeitraum der Nutzung, fir die den Rechteinhabern eine Vergitung zusteht,
sowie Mitgliedstaaten, in denen die Rechte genutzt wurden;

b) fir jedes Online-Recht an eéinem Musikwerk, mit dessen vollsténdiger oder
tellweiser Wahrnehmung der Rechteinhaber die Verwertungsgesellschaft
betraut hat, die eingezogenen Betrage, Abzilige sowie die von der
Verwertungsgesel | schaft ausgeschitteten Betrage;

c) fur jeden Anbieter eines Online-Musikdienstes, die fir den Rechteinhaber
eingezogenen Betradge, Abzlige sowie die von der Verwertungsgesellschaft
ausgeschitteten Betrége.

3. Beenden Rechteinhaber den einer Verwertungsgesellschaft fir Online-Rechte an
Musikwerken oder Teilen davon erteilten Wahrnehmungsauftrag vollstandig oder
teilweise, so gelten die Absdtze 1 und 2 fur die Mehrgebietslizenzen, die vor der
vollstandigen oder teilweisen Beendigung des Auftrags vergeben wurden und
weiterhin zum Tragen kommen.

4, Beauftragt eine VerwertungsgeselIschaft eine andere V erwertungsgesel |schaft gemal3
den Artikeln 28 und 29, Mehrgebietslizenzen fir Online-Rechte an Musikwerken zu
vergeben, so zahlt die beauftragte V erwertungsgesellschaft die in Absatz 1 genannten
Betrage an die Verwertungsgesellschaft, die den Auftrag erteilt hat, und Gbermittelt
ihr die in Absatz 2 genannten Informationen; Letztere ist fir die Ausschittung der
Betrage und Weiterleitung der Informationen an die Rechteinhaber zusténdig, es sel
denn, eswurde eine andere Vereinbarung getroffen.

Artikel 27
Auftragsvergabe

Eine Verwertungsgesellschaft darf Dienstleistungsauftrage im Zusammenhang mit von ihr
erteillten Mehrgebietslizenzen vergeben. Die Vergabe solcher Auftrage lasst die Haftung der
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Verwertungsgesellschaft gegentiber den Rechteinhabern, den Anbietern von Online-Diensten
oder anderen V erwertungsgesel |schaften unbertihrt.

Artikel 28
Vertrége zwischen Verwertungsgesell schaften Uber die Vergabe von Mehrgebietslizenzen

1 Vertretungsvertrdge zwischen Verwertungsgesellschaften, mit  denen eine
Verwertungsgesellschaft eine andere Verwertungsgesellschaft mit der Vergabe von
Mehrgebietslizenzen fur Online-Rechte an Musikwerken ihres eigenen Repertoires
beauftragt, sind nicht ausschliefflich. Die beauftragte Verwertungsgesellschaft
verwaltet diese Online-Rechte unter nichtdiskriminierenden Bedingungen.

2. Die Verwertungsgesellschaft, die den Auftrag erteilt hat, informiert ihre Mitglieder
Uber die Laufzeit des Vertrags, die Kosten der Dienstleistungen, mit denen die
andere Verwertungsgesellschaft beauftragt wurde, und sonstige erhebliche
V ertragsbedingungen.

3. Die beauftragte Verwertungsgesellschaft informiert die V erwertungsgesellschaft, die
den Auftrag erteilt hat, Uber die wichtigsten Bedingungen fur die Vergabe von
Lizenzen fur Online-Rechte, darunter Uber die Art der Nutzung, Uber samtliche
Bestimmungen, die die Lizenzgeblhren betreffen oder sich darauf auswirken, die
Geltungsdauer der Lizenz, Rechnungsperioden und die Hoheitsgebiete, fur die sie

gilt.

Artikel 29
Pflicht zur Vertretung anderer Verwertungsgesellschaften bei Mehrgebietslizenzen

1 Eine Verwertungsgesellschaft, die keine Mehrgebietslizenzen fur Online-Rechte an
Musikwerken ihres eigenen Repertoires vergibt oder anbietet, kann eine andere
Verwertungsgesellschaft, die die Anforderungen dieses Titels erflllt, auffordern, mit
ihr einen Vertretungsvertrag gemald Artikel 28 Uber die entsprechenden Rechte zu
schlief3en.

2. Die Verwertungsgesellschaften, an die ein solcher Antrag gerichtet wird und die
bereits Mehrgebietdizenzen fir die gleiche Kategorie von Online-Rechten an
Musikwerken aus dem  Repertoire ener oder mehrerer  anderer
V erwertungsgesel | schaften vergeben oder anbieten, miissen den Antrag annehmen.

Die Vewaltungsgebiuhr, die die Verwertungsgesellschaft von  der
Verwertungsgesellschaft, die den Antrag gestellt hat, fir den geleisteten Dienst
verlangt, Ubersteigt nicht einen angemessenen Kostenaufwand fur die Verwaltung
des Repertoires der anderen Verwertungsgesellschaft zuziglich einer vertretbaren
Gewinnmarge.

3. Die Verwertungsgesellschaft, die den Antrag gestellt hat, stellt der anderen
Verwertungsgesellschaft die fur die Vergabe von Mehrgebietslizenzen fir Online-
Rechte an Muskwerken erforderlichen Informationen zu ihrem eigenen
Musikrepertoire zur Verfigung. Wenn die Informationen unzureichend sind oder in
einer solchen Form vorgelegt wurden, dass die Verwertungsgesellschaft, an die der
Antrag gerichtet wurde, die Anforderungen dieses Titels nicht erfullen kann, ist
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L etztere berechtigt, einen angemessenen Betrag fur die Erflllung der Anforderungen
in Rechnung zu stellen oder digienigen Werke auszuschlief3en, zu denen keine
ausreichenden oder verwendbaren Informationen vorgelegt wurden.

Artikel 30
Zugang zu Mehrgebietslizenzen

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Rechteinhaber, die eine Verwertungsgesellschaft
mit der Wahrnehmung ihrer Online-Rechte an Musikwerken betraut haben, selbst, Uber eine
andere Verwertungsgesellschaft, die die Anforderungen dieses Titels erflllt, oder Gber einen
erméchtigten Dritten entsprechende Mehrgebietslizenzen erteilen kdnnen, wenn ein Jahr nach
Ablauf der Frist fir die Umsetzung dieser Richtlinie die beauftragte Verwertungsgesel I schaft
keine solche Mehrgebietslizenz  vergibt oder anbietet und keiner anderen
V erwertungsgesel | schaft erlaubt hat, diese  Rechte  wahrzunehmen. Die
Verwertungsgesellschaft, die keine Mehrgebietslizenzen vergibt oder anbietet, erteilt
weiterhin Lizenzen fur Online-Rechte an Musikwerken dieser Rechteinhaber fir das
Hoheitsgebiet des Mitgliedstaats ihrer Niederlassung oder bietet dies weiterhin an, es sei
denn, der Rechteinhaber beendet den Wahrnehmungsauftrag.

Artikel 31
Vergabe von Mehrgebietslizenzen durch Tochter gesell schaften von
Verwertungsgesel | schaften

Artikel 18 Absatz 1 Buchstaben a und c, Artikel 22 bis 27 sowie Artikel 32 und 36 gelten
auch fur Gesellschaften oder Vereinigungen, die vollstandig oder teilweise im Besitz einer
Verwertungsgesellschaft sind und Mehrgebietslizenzen fir Online-Rechte an Musikwerken
anbieten oder vergeben.

Artikel 32
Lizenzierungsregelung fir Online-Dienste

Eine Verwertungsgesellschaft, die Mehrgebietslizenzen fir Online-Rechte an Musikwerken
vergibt, ist nicht verpflichtet, sich bel der Lizenzierung einer neuen Art von Dienstleistung,
die seit weniger als drei Jahren der Offentlichkeit zur Verfliigung steht, auf eine
Lizenzierungsregelung zu stitzen, die mit einem Anbieter von Online-Musikdiensten
vereinbart wurde.

Artikel 33
Ausnahme fir Horfunk- und Fernsehanstalten

Dieser Titel findet auf Verwertungsgesellschaften keine Anwendung, die auf der Grundlage
einer frewilligen BiUndelung der notwendigen Rechte unter Beachtung der
Wettbewerbsregeln gemal3 Artikel 101 und 102 AEUV eine Mehrgebietdizenz fur Online-
Rechte an Musikwerken erteilen, die Horfunk- oder Fernsehanstalten benétigen, um ihre
Horfunk- oder Fernsehprogramme begleitend zur ersten Ubertragung oder danach sowie
sonstige Online-Inhalte, die die Anstalt ergdnzend zur ersten Programmibertragung
produziert haben, 6ffentlich wiedergeben oder zuganglich machen zu konnen.
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TITEL IV

DURCHSETZUNGSMASSNAHMEN

Artikel 34
Sreitbeilegungsverfahren fir Mitglieder und Rechteinhaber

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Verwertungsgesellschaften fur ihre
Mitglieder und die Rechteinhaber wirksame Verfahren fir die zligige Bearbeitung
von Beschwerden und fur die Streitbeilegung vorsehen, insbesondere in Bezug auf
den Wahrnehmungsauftrag, die vollstandige oder tellweise Beendigung des
Wahrnehmungsauftrags, die Mitgliedschaftsbedingungen, die Einziehung der den
Rechteinhabern zustehenden Betrége, die Abzlige und Ausschiittungen.

Die Vewertungsgesellschaften reagieren schriftlich auf Beschwerden von
Mitgliedern oder Rechteinhabern. Die Zurlickweisung einer Beschwerde durch die
Verwertungsgesellschaft ist zu begriinden.

Die Parteien dirfen nicht daran gehindert werden, zur Geltendmachung oder
Verteidigung ihrer Rechte den Rechtsweg zu beschreiten.

Artikel 35
Streitbeilegungsverfahren fir Nutzer

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass ein Gericht oder gegebenenfalls eine
unabhangige, unparteiische Streitbeilegungsstelle mit Streitigkeiten zwischen
Verwertungsgesellschaften und Nutzern Uber geltende oder vorgeschlagene
Lizenzbedingungen, Tarife und die Ablehnung von Lizenzantragen befasst werden
kann.

Auch wenn zur Erfallung der Pflicht gemd? Absaiz1l eine unabhéngige,
unparteiische Streitbeilegungsstelle mit der Streitbeilegung befasst wird, darf den
Parteien zur Geltendmachung oder Verteidigung ihrer Rechte der Rechtsweg nicht
verwehrt werden.

Artikel 36
Alternative Streitbeilegung

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass fur die Zwecke des Titels |11 die folgenden
Streitigkeiten einer Verwertungsgesellschaft, die Mehrgebietslizenzen fir Online-
Rechte an Musikwerken vergibt oder anbietet, an eine unabhangige, unparteiische
Stelle zur alternativen Streitbeilegung verwiesen werden kénnen:

a) Streitigkeiten mit einem tatséchlichen oder potenziellen Anbieter eines Online-
Musikdienstes Uber die Anwendung der Artikel 22, 23 und 25;
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b)  Streitigkeiten mit einem oder mehreren Rechteinhabern Uber die Anwendung
der Artikel 22 bis 26 und der Artikel 28 bis 30;

c) Streitigkeiten mit einer anderen Verwertungsgesellschaft Gber die Anwendung
der Artikel 24, 25, 26, 28 und 29.

Die Vewertungsgesellschaften informieren die betroffenen Parteien Uber die
alternativen Streitbeilegungsverfahren gemaid Absatz 1.

Die Vefahren gemdd den Absiizenl und 2 schliefen den Rechtsweg zur
Geltendmachung oder Durchsetzung von Rechten nicht aus.

Artikel 37
Beschwerden

Die Mitgliedstasten  stellen  sicher, dass den  Mitgliedern  einer
Verwertungsgesellschaft, den Rechteinhabern, Nutzern oder sonstigen Betroffenen
Verfahren zur Verfigung stehen, mit denen sie bel den zustdndigen Behotrden
Beschwerde im Zusammenhang mit den unter diese Richtlinie fallenden Tétigkeiten
der Verwertungsgesel | schaften einlegen kdnnen.

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Mal3nahmen, um sicherzustellen, dass
die Beschwerdeverfahren gemél3 Absatz 1 von der Behdrde durchgefihrt werden, die
fur die Einhaltung der nach dieser Richtlinie erlassenen innerstaatlichen
Bestimmungen zusténdig ist.

Artikel 38
Sanktionen und Mafnahmen

Die Mitgliedstaaten sehen vor, dass ihre zustandigen Behtrden bei VerstdfRen gegen
die innerstaatlichen Bestimmungen zur Umsetzung dieser Richtlinie geeignete
Verwaltungssanktionen verhangen und Verwaltungsmaldnahmen ergreifen und
durchsetzen konnen. Diese Sanktionen und MalRnahmen missen wirksam,
verhadtnismaliig und abschreckend sein.

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission spétestens am [Datum] die in Absatz 1
genannte Regelung mit und unterrichten sie unverzuglich Uber alle sie betreffenden
spateren Anderungen.

Artikel 39
Zustandige Behorden

Die Mitgliedstaaten geben der Kommission spétestens am [Datum] die in den Artikeln 21, 37,
38 und 40 genannten zustandigen Behdrden bekannt.

Die Kommission veréffentlicht die diesbeziiglichen Angaben auf ihrer Website.
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Artikel 40
Einhaltung der Bestimmungen Uber die Vergabe von Mehrgebietslizenzen

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die in Artikel 39 genannten zustandigen
Behorden die Einhaltung der Bestimmungen des TitelslIll durch die in ihrem
Hoheitsgebiet niedergelassenen Verwertungsgesellschaften bei der Vergabe von
Mehrgebietslizenzen fur die Online-Nutzung von Musikwerken kontinuierlich
kontrollieren.

Die Kommission fordert den regelméfdigen Austausch von Informationen zwischen
den zustéandigen Behdrden der Mitgliedstaaten und zwischen diesen Behérden und
der Kommission Uber die Vergabe von Mehrgebietsizenzen und diesbeziigliche
Entwicklungen.

Die Kommission befragt Vertreter der Rechteinhaber und
Verwertungsgesellschaften, Nutzer, Verbraucher und andere interessierte Parteien
regelmallig zu ihren Erfahrungen mit der Anwendung der Bestimmungen des
Titels 1. Die Kommission ubermittelt im Rahmen des
Informationsaustauschverfahrens gemald Absatz2 den zustandigen Behorden
samtliche relevanten Informationen aus diesen Befragungen.

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass ihre zustandigen Behdrden der Kommission
spatestens [30 Monate nach Inkrafttreten dieser Richtlinie] einen Bericht Uber die
Vergabe von Mehrgebietsizenzen und diesbeziigliche Entwicklungen in ihrem
Hoheitsgebiet vorlegen. Der Bericht enthélt insbesondere Angaben zur Verfugbarkeit
von Mehrgebietsizenzen im jeweiligen Mitgliedstaat, zur Einhaltung der
Bestimmungen des Titelslll durch die Verwertungsgesellschaften und zur
Bewertung der Dienste durch die Nutzer und durch Nichtregierungsorganisationen,
die die Verbraucher, Rechteinhaber und andere interessierte Parteien vertreten.

Die Kommission bewertet die Anwendung von Titel 111 auf der Grundlage der
Berichte nach Absatz4 und der nach den Absdzen2 und 3 gesammelten
Informationen. Gegebenenfalls zieht sie auf der Grundlage eines besonderen Berichts
Mal3nahmen zur Behebung etwaiger Probleme in Erwagung. Bei der Bewertung wird
insbesondere Folgendes beriicksichtigt:

a) die Anzahl der Verwertungsgesellschaften, die die Anforderungen des Titels 11
erfullen;

b) die Anzahl der Vertretungsvertrage zwischen Verwertungsgesellschaften
gemal3 den Artikeln 28 and 29;

c) der Anteil des Repertoires in den Mitgliedstaaten, fur den Mehrgebietslizenzen
vergeben werden kénnen.
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TITELV

BERICHTERSTATTUNG UND SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 41
Bericht

Spétestens [5 Jahre nach Ablauf der Umsetzungsfrist (Datum)] bewertet die Kommission die
Anwendung dieser Richtlinie und legt dem Européischen Parlament sowie dem Rat einen
Bericht Uber die Anwendung dieser Richtlinie, Uber ihre Auswirkungen, was
landertbergreifende Dienste und die kulturelle Vielfalt anbelangt, sowie erforderlichenfalls
Uber die Notwendigkeit einer Uberarbeitung vor. Gegebenenfalls legt die Kommission ihren
Bericht gemeinsam mit einem Legidativvorschlag vor.

Artikel 42
Umsetzung

1 Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen Rechts- und
Verwaltungsvorschriften, um dieser Richtlinie spatestens [zwolf Monate nach ihrem
Inkrafttreten] nachzukommen. Sie teilen der Kommission unverziglich den Wortlaut
dieser Vorschriften mit.

Bei Erlass dieser Vorschriften nehmen die Mitgliedstaaten in den Vorschriften selbst
oder durch einen Hinwelis bei der amtlichen Vertffentlichung auf diese Richtlinie
Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten dieser Bezugnahme.

2. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut der wichtigsten
innerstaatlichen Rechtsvorschriften mit, die sie auf dem unter diese Richtlinie
fallenden Gebiet erlassen.

Artikel 43
Inkrafttreten
Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der
Europaischen Union in Kraft.
Artikel 44
Adressaten

Diese Richtlinieist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu Briissel am

Im Namen des Europdaischen Parlaments  Im Namen des Rates
Der Prasident Der Prasident
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Anhang |

Der jahrliche Transparenzbericht gemaf3 Artikel 20 Absatz 2 umfasst Folgendes:

(@

(f)
9)

Jahresabschliisse, darunter die Bilanz oder eine Vermdgensibersicht, die
Aufstellung der Ertrage und Aufwendungen des Geschéaftgahres und eine
Cashflow-Rechnung;

einen Bericht Uber die Tétigkeiten im abgel aufenen Geschéftgahr;

eine Beschreilbung der Rechtsform und Organisationsstruktur — der
V erwertungsgesel | schaft;

Angaben zu etwaigen Einrichtungen, an denen die Verwertungsgesellschaft
beteiligt ist;

Angaben zum Gesamtbetrag der im Vorjahr an die in Artikel 9 genannten
Personen gezahlten Vergitungen und zu anderen Leistungen, die sie erhalten
haben;

die unter Nummer 2 aufgefihrten Finanzinformationen;

ein gesonderter Jahresbericht Uber die Betrage, die fur soziale, kulturelle und
Bildungszwecke abgezogen wurden.

Der jahrliche Transparenzbericht enthalt folgende Finanzinformationen:

a)

b)

Finanzinformation Uber die Einnahmen aus den Rechten nach Kategorie der
wahrgenommenen Rechten und Art der Nutzung (z.B. Horfunk und
Fernsehen, Online-Nutzung, Auffihrung).

Finanzinformationen zu den Kosten der Verwaltungs- und sonstigen Dienste,
die die Verwertungsgesellschaft fur die Rechteinhaber leistet, mit genauer
Beschreibung von mindestens zwei der folgenden Posten:

i) Betriebskosten und finanzielle Aufwendungen aufgeschlisselt nach
Kategorie der wahrgenommenen Rechten und Erlauterung der Methode
zur Berechnung der indirekten Kosten;

ii) Betriebskosten und finanzielle Aufwendungen aufgeschliisselt nach
Kategorie  der  wahrgenommenen  Rechte nur  for  die
Rechteverwaltungslei stungen;

iii)  Betriebskosten und finanzielle Aufwendungen fir andere Leistungen als
Rechteverwaltungsleistungen, darunter fir soziale, kulturelle oder
Bildungsleistungen;

iv)  Mittel zur Deckung der Kosten;

v)  Abzige von Einnahmen aus Rechten aufgeschliisselt nach Kategorie der
wahrgenommenen Rechte und Art der Nutzung sowie Zweck des
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d)

Vi)

Abzugs, beispielsweise Aufwendungen fur die Rechteverwaltung oder
fr soziale, kulturelle oder Bildungsleistungen;

Antell der Aufwendungen fir Verwaltungs- und sonstige Leistungen, die
die Verwertungsgesellschaft fir die vertretenen Rechteinhaber erbracht
hat, an den Einnahmen aus den Rechten im einschlagigen Geschaftsjahr
fUr jede Kategorie der wahrgenommenen Rechte.

Finanzinformationen zu den den Rechteinhabern geschuldeten Betrégen mit
genauer Beschreibung mindestens folgender Posten:

i)

Vi)

Gesamtsumme der den Rechteinhaber zugeordneten Betrdge
aufgeschliisselt nach Kategorie der wahrgenommenen Rechte und Art der
Nutzung;

Gesamtsumme der an die Rechteinhaber ausgeschitteten Betrdge
aufgeschliisselt nach Kategorie der wahrgenommenen Rechte und Art der
Nutzung;

Periodizitdt der Zahlungen aufgeschliisselt nach Kategorie der
wahrgenommenen Rechte und Art der Nutzung;

Gesamtsumme der eingezogenen, aber noch nicht den Rechteinhabern
zugeordneten  Betrdge  aufgeschlisselt nach  Kategorie  der
wahrgenommenen Rechte und Art der Nutzung mit Angabe des
Geschéftgahres, in dem die Betrdge eingezogen wurden;

Gesamtsumme der den Rechteinhabern zugeordneten, aber noch nicht an
sie ausgeschitteten Betrdge, aufgeschlisselt nach Kategorie der
wahrgenommenen Rechte und Art der Nutzung mit Angabe des
Geschéftgahres, in dem die Betrage eingezogen wurden;

die Grinde far Zahlungsverzogerungen, wenn eine
Verwertungsgesellschaft die Vertellung und Ausschittung von
geschuldeten Betréagen nicht innerhalb der in Artikel 12 Absatz 1
genannten Frist vorgenommen hat.

Angaben zu den Beziehungen zu anderen Verwertungsgesel|schaften mit einer
Beschreibung mindestens der folgenden Posten:

)

Geldstrome, von anderen Verwertungsgesellschaften erhaltene oder an
sie gezahlte Betrége, aufgeschliisselt nach Kategorie der Rechte, Art der
Nutzung und V erwertungsgesell schaft;

Verwaltungsgebihren fir die anderen Verwertungsgesellschaften
geschuldeten Einnahmen und sonstige Abzige, aufgeschlisselt nach
Kategorie der Rechte und Verwertungsgesel | schaft;

Verwaltungsgebihren fir die anderen Verwertungsgesellschaften

gezahlten Betrége und sonstige Abziige, aufgeschlisselt nach Kategorie
der Rechte und Verwertungsgesel | schaft;
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v) an Rechteinhaber ausgeschiittete Betrage aus den Zahlungen anderer
Verwertungsgesellschaften aufgeschlisselt nach Kategorie der Rechte
und V erwertungsgesel I schaft.

Der gesonderte Bericht gemai3 Artikel 20 Absatz 3 enthdlt Folgendes:

a) die im Geschéaftgahr fur soziale, kulturelle oder Bildungsleistungen
eingezogenen Betrége, aufgeschlisselt nach Kategorie der wahrgenommenen
Rechte und Art der Nutzung;

b)  Erlauterung der Verwendung dieser Betrage, aufgeschliisselt nach Zweck.
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Anhang 11
ERLAUTERNDE DOKUMENTE ZUR UMSETZUNG DIESER RICHTLINIE

Gemdl3 der Gemeinsamen Politischen Erkl&rung der Mitgliedstaaten und der Kommission
vom 28. September 2011 zu erlauternden Dokumenten haben sich die Mitgliedstaaten
verpflichtet, in begrindeten Fallen zusétzlich zur Mitteilung ihrer Umsetzungsmal3nahmen ein
oder mehrere Dokumente zu Ubermitteln, in denen der Zusammenhang zwischen den
Bestandteilen ener Richtlinie und den entsprechenden Tellen einzelstaatlicher
Umsetzungsinstrumente erlautert wird.

In Bezug auf diese Richtlinie halt die Kommission die Ubermittlung derartiger Dokumente
aus folgenden Grunden fur gerechtfertigt:

Komplexitat der Richtlinie und des betr offenen Sektors

Die kollektive Wahrnehmung von Urheberrechten und verwandten Schutzrechten wirft
komplexe Fragen auf. Es geht dabel nicht nur um herkémmliche Offline-Nutzungsformen,
sondern auch um die Online-Nutzung dieser Rechte. Gegenstand dieser Nutzung sind nicht
nur Urheberrechte, sondern auch die Rechte der austibenden Kinstler, Verleger, Produzenten
und Sendeunternehmen. Beteiligt sind verschiedene Arten von Verwertungsgesell schaften:
von den grofen Verwertungsgesellschaften, die die Rechte der Urheber generell wahrnehmen,
bis hin zu kleineren Gesellschaften, die lediglich die Vergitungen aus einzelnen Rechten wie
dem Reprografie- oder Folgerecht einziehen. Und beteiligt sind verschiedene Gruppen von
Berechtigten: nicht nur die Rechteinhaber, sondern auch die gewerblichen Nutzer, die
Nutzungsrechte von den V erwertungsgesel | schaften erwerben.

Zum Urheberrecht und zu den verwandten Schutzrechten gibt es auf européischer Ebene
bereits enschldggige Vorschriften. Erstmals wird jetzt auch die kollektive
Rechtewahrnehmung durch EU-Vorschriften geregelt. Die in dieser Richtlinie vorgesehene
umfassende Regelung wird in einem Grofteil der Mitgliedstaaten erhebliche Anderungen bei
den Vorschriften fir Verwertungsgesel I schaften zur Folge haben.

Der Titel der Richtlinie ist zudem, was die Vergabe von Mehrgebietslizenzen fir die Online-
Nutzung von Urheberrechten an Musikwerken anbelangt, aus gesetzgeberischer Sicht ein
absolutes Novum. Kein Mitgliedstaat verfigt Uber eine gesetzliche Regelung fur diese Art
von Lizenzen.

Die Richtlinie wird sich auch auf die einzelstaatlichen Vorschriften fur die Streitbellegung
auswirken.

Die Einfuhrung dieser neuen Regelung erfordert ein strukturiertes Vorgehen wéahrend der
Uberwachung des Umsetzungsvorgangs. Da es fiir bestimmte Vorschriften dieser Richtlinie
kein Pendant in den Mitgliedstaaten gibt, ist es von grofdter Bedeutung, dass die Kommission
erlauternde Dokumente zu der Umsetzung dieser Richtlinie erhélt, aus denen hervorgeht, in
welcher Weise die Mitgliedstaaten diesen neuen Bestimmungen Wirkung verliehen haben.
Ohne nachvollziehbare Erlauterungen wére es der Kommission kaum maoglich, den
Umesetzungsprozess zu Uberwachen.

Koharenz und Verhaltnis zu anderen Initiativen
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Die Richtlinie beschrankt sich auf eine Mindestharmonisierung, so dass die Mitgliedstaaten
den Verwertungsgesellschaften strengere und/oder detailliertere Anforderungen auferlegen
konnen. Damit die Kommission ihre Aufgabe, die Anwendung des Unionsrechts zu
Uberwachen, ordnungsgemald erflllen kann, muss sie die Lage in den einzelnen
Mitgliedstaaten nach Abschluss der Umsetzung vergleichen kénnen. Die Richtlinie enthalt
eine Uberprifungsklausel. Um ale fir die Funktionsweise der Vorschriften relevanten
Informationen einholen zu kénnen, muss die Kommission in der Lage sein, die Anwendung
der Richtlinie von Anfang an verfolgen zu kénnen.

Verwertungsgesellschaften missen den einzelstaatlichen Anforderungen nach Mal3gabe der
Dienstleistungsrichtlinie (2006/123/EG) nachkommen. Sie sollten ihre Dienstleistungen
léndertbergreifend erbringen und in einem anderen Mitgliedstaat wohnhafte oder
niedergelassene Rechteinhaber vertreten oder Lizenzen an in anderen Mitgliedstaaten
wohnhafte oder niedergel assene Nutzer vergeben konnen.

Sie missen auch die Wettbewerbsregeln des V ertrags beachten.

Fir die Kommission ist es daher besonders wichtig, dass sie den Uberblick behalt und die
einzelstaatlichen Umsetzungsvorschriften auf der Grundlage der notwendigen erlauternden
Dokumente angemessen Uberpriift, um sicherzustellen, dass die einzel staatlichen Vorschriften
zur Umsetzung dieser Richtlinie mit der Dienstleistungsrichtlinie und den Wettbewerbsregeln
ubereinstimmen.

Verwaltungsaufwand

Der mit der Anforderung der erlauternden Dokumente verbundene Verwaltungsaufwand ist
angesichts der Zielsetzung der Richtlinie und der Neuartigkeit ihres Regelungsgegenstands
nicht unverhdtnismallig. Die Kommission muss in der Lage sein, ihre Aufgabe, die
Anwendung des Unionsrechts zu Uberwachen, wahrzunehmen.

Auf der Grundlage ihrer vorstehenden Ausfuhrungen ist die Kommission der Auffassung,
dass die Aufforderung, erlauternde Dokumente zur Umsetzung der vorliegenden Richtlinie
vorzulegen, verhdtnismaldig ist und nicht Uber das hinausgeht, was zur Erreichung des
angestrebten Ziels, namlich die wirksame Uberwachung der Umsetzung dieser Richtlinie,
erforderlichist.

52

DE



	1. HINTERGRUND DES VORSCHLAGS
	1.1. Gründe und Ziele des Vorschlags
	1.2. Allgemeiner Kontext
	1.3. Bestehende Rechtsvorschriften auf diesem Gebiet
	1.4. Kohärenz mit anderen Politikbereichen

	2. ERGEBNISSE DER BEFRAGUNG DER INTERESSENGRUPPEN UND FOLGENABSCHÄTZUNG
	2.1 Öffentliche Konsultation
	2.2 Einholung und Nutzung von Expertenwissen
	2.3 Folgenabschätzung

	3. RECHTLICHE ASPEKTE
	3.1. Rechtsgrundlage
	3.2. Subsidiarität und Verhältnismäßigkeit
	3.3. Wahl des Rechtsinstruments
	3.4. Erläuterung des Vorschlags
	3.4.1. Geltungsbereich und Begriffsbestimmungen
	3.4.2. Verwertungsgesellschaften
	3.4.3. Vergabe von Mehrgebietslizenzen für Online-Rechte an Musikwerken durch Verwertungsgesellschaften
	3.4.4. Durchsetzungsmaßnahmen
	3.4.5 Grundrechte und besondere Erwägungsgründe


	4. AUSWIRKUNGEN AUF DEN HAUSHALT
	TITEL I
	ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN
	TITEL II
	VERWERTUNGSGESELLSCHAFTEN
	Kapitel 1
	Mitgliedschaft und Organisation von Verwertungsgesellschaften
	Kapitel 2
	Verwaltung der Einnahmen aus den Rechten
	Kapitel 3
	Rechtewahrnehmung für andere Verwertungsgesellschaften
	Kapitel 4
	Verhältnis zu den Nutzern
	Kapitel 5
	Transparenz und Berichtspflichten
	TITEL III
	VERGABE VON MEHRGEBIETSLIZENZEN FÜR ONLINE-RECHTE AN MUSIKWERKEN DURCH VERWERTUNGSGESELLSCHAFTEN
	TITEL IV
	DURCHSETZUNGSMASSNAHMEN
	TITEL V
	BERICHTERSTATTUNG UND SCHLUSSBESTIMMUNGEN

